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Karlsruher Zeitung .

M57 . Mittwoch , IS . Februar LS08

Badischer Landtag.
— Zweite Kammer . —

SS . öffentliche Sitzung
am Montag den 17 . Februar 1908 .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben. Sodann
Beratung des Berichts der Budgetkommission über das Bud¬get des Grotzh. Ministeriums des Innern für die Jahre 1S08und 1S0S, Ausgabe Titel I bis VII , IX bis XI . XX und XXI ,Einnahme Titel I . II und X — Drucksache Nr . 12 — Bericht¬erstatter : Abg . Kopf und damit in Verbindung, und zwar beiBeratung von Titel IX : Begründung und Beantwortung derInterpellation der Abgg . Banschbach und Genossen , betreffenddie Warenhaussteuer— Drucksache Nr . 84 — ( Fortsetzung ) .

Am Regierungstisch : Präsident des Ministeriumsdes Innern Wirkt. Geh . Rat Frhr. von und zn Bod -nran , die Ministerialdirektoren Geh . Oberregierungsrätevr . Glöckner und Weingärtner , Geh . Oberregie¬rungsrat Wiener , die MinisterialräteFlad,vr . Arns -Perger und Schäfer .
Erster Vizepräsident vr . Wilckens eröffnet gegenb/4 5 Uhr die Sitzung.
Es werden folgende Einläufe angezeigt :
I . Petiticnen :
1 . von zwei weiteren Gemeinderäten des Landes umAbänderung einiger Bestimmungen des Elementarunter¬richtsgesetzes ;
2. s . des Badischen Kammeralistenvereins,b . „ „ Musiklehrervereins ,0 . „ Gerichtsvollzieher -Verbands Baden,ä . „ Verbands Badischer Lokomotiv- und Schiffs¬maschinenbeamten,v- „ Landesverbandes Baden des Bundes DeutscherMilitäranwärter

zur neuen Gehaltsordnung ;3. des Gemeinderats Stettfeld um Errichtung einerHaltestelle auf Station 98 bei Stettfeld ;4 . des Alfred Klingele von Säckingen , die Veranstal¬tung neuer Erhebungen über die Verschuldung sowie diewirtschaftliche Lage auf dem Lande und die Feststellungder
hypothekarischen Verschuldung der größeren Städtedes Landes betr.

Es werden überwiesen die Petitionen Ziff. 1 u . 4 derPetitionskommisfion, Ziff- 2 der Kommission für die

Beamtenvorlagen , Ziff. 3 der Kommission für Eisen¬bahnen und Straßen.
II . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer desInhalts , daß diese von dem Budget des Ministeriumsder Justiz, des Kultus und Unterrichts die AusgabetitelI—VII , XIl und XIII sowie Einnahmetitel I ebenfallsberaten und gleich der Zweiten Kammer genehmigt habe.III . Schreiben des Professors Or . Karl Endriß inStuttgart mit 40 Abdrücken seiner Schrift über dieDonauverfinkung und den Weg zur Hebung der Wasser¬wirtschaft an der oberen Donau und an der Aach.

Vor Eintritt in die Tagesordnung wird der anstelledes verstorbenen Abg. vr . Weygoldt (natl .) im 13. Wahl¬kreis Schopfheim - Schönau gewählte Abg . Ries (natl.)vereidigt.
Zur Tagesordnung (Fortsetzung der allgemeinen Be¬ratung) erhalten sodann das Wort
Abg . Pfeiffle (Soz.) : Bei dem umfangreichen undvielgestalteten Gebiet, das das Ministerium desInnern umfaßt , ist selbstverständlich auch der Verhand¬lungsstoff ein reichhaltiger. Bei den letzten Landtagenhat die Beratung des Budgets des Ministeriums desInnern immer mehrere Tage in Anspruch genommen ; indiesem Jahre scheint nun die Diskussion eine Abkürzungerfahren zu können , einmal schon deshalb , weil uns derfrühere Minister vr . Schenkel fehlt , mit dem wir nochviel zu besprechen hätten, andererseits aber auch , weil eingroßer Teil des politischen Gebiets aus dem Bereich desMinisteriums des Innern bereits seine Erledigung ge¬funden hat . Da dem Ministerium des Innern auch diePolizei und die Bezirksverwaltung unterstellt ist , ist esselbstredend bis zu einem gewissen Grade auch ein poli¬tisches Ministerium , und aus diesem Grunde wurden auchimmer anläßlich der Beratung des Budgets des Mini¬steriums des Innern die politischen Fragen ausführ¬lich erörtert. Der Herr Minister hat nun diesmal seinpolitisches Glaubensbekenntnis schon bei der allgemeinenFinanzdebatte vorgetragen. Der Extrakt seiner damaligenRede war, daß er mit der nationalliberalen und mit derkonservativen Partei den ganzen Weg zurücklegen, mitder Zentrumspartei nur ein Stück Wegs gehen wolle, diesozialdemokratische Partei betrachte er als seine Mitarbeiterund seine Brüder , mit denen er Zusammenarbeiten wolle;aus seiner Rede hat jedoch herausgeklungen, daß es ihm
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am allerliebsten wäre , wenn wir hier im Hause nicht
vertreten wären . Er wollte zweifellos nicht in den Fehler
seines Vorgängers , des'

Herrn Ministers vr Schenkel, ver¬
fallen , der einmal gesagt hat , er möchte die Sozialdemo¬
kratie hier in diesem Hause nicht missen . Er hat im
Gegenteil in seiner Mede das lebhafteste Bedauern über
gewisse Vorgänge ausgesprochen, indem er sagte, daß er es
bedauerlich finde, wenn sich bürgerliche Parteien zur Wahl
eines Sozialdemokraten in den Landtag entschließen , „ sei
es auch nur aus taktischen Gründen und zur Erreichung
eines hohen Zieles.

"

Eine Partei , die im Lande so stark geworden ist wie
die sozialdemokratische — bei der letzten Landtags¬
wahl haben wir auf unsere Partei mehr als 50000
Stimmen vereinigt — , hat selbstredend auch Anspruch
auf eine Vertretung hier in diesem Hohen Hause . Es
ist zu begrüßen , daß die Rede des Herrn Mmisterial-
präsidenten damals die Wirkung draußen im Lande nicht
erzielt hat , die er zweifellos erhofft hat - Alle Parteien
haben den Standpunkt des Herrn Ministers mißbilligt .
Eine Ausnahme machte nur die Zentrumspartei , die ja
in solchen Fällen immer einen merkwürdigen Standpunkt
einnimmt . Diese Mißbilligung ist auch hier im Hohen
Hause zum Ausdruck gekommen. Der Herr Minister hat
nicht allein den Wahlkompromiß mißbilligt , sondern er
hat auch versucht , in unberechtigter Weise auf die Wahl
des Präsidiums einzuwirken. Daß die sozialdemokratische
Partei dann auch tatsächlich aus dem Präsidium heraus¬
geblieben ist , ist kein Verdienst des Herrn Ministers des
Innern , sondern besonderen Umständen zuzuschreiben . Dem
Herrn Minister ist zweifellos die Fortentwicklung der
politischen Konstellation nach dem Zeitpunkt, da er noch
nationalliberaler Kandidat war , fremd geworden, denn
sonst müßte er wissen, daß die Parteien sich nicht so
verbinden lassen , wie er es im Sinne hat. Die politischen
Anschauungen sind inzwischen ganz andere geworden, als
sie zu der Zeit waren , da Vch der Herr Minister des
Innern noch am politischen Leben beteiligt hat . Wohin
die politischen Wege für die Zukunft gehen, hat erst die
verflossene Wahl in Schopsh eim gezeigt. Die Wahl
wird ein Vorbild für die nächsten Wahlen sein : daran
werden auch die Einwirkungen des Herrn Ministers nichts
ändern.

In den letzten Landtagen hat auch die Besprechung
einer Anzahl von Beschwerden bezüglich des Vereins -
und Versammlungsrechts , insbesondere auf dem
letzten Landtage die Versammlungsauflösungen in Mann¬
heim , das mehr als eigenartige Vorgehen seitens der
Polizeibehörde , die Stellungnahme des Polizeidirektors
der Mannheimer Arbeiterschaft gegenüber, einen breiten
Raum in der Diskussion in Anspruch genommen. Auch
mit dem Verbot der Versammlung in Konstanz hat man
sich tagelang beschäftigt. Die Handhabung des Vereins¬
und Versammlungsgesetzes war inzwischen eine liberalere .
Wir haben seither von Verboten solcher Versammlungen
nichts gehört, trotzdem inzwischen auch eine ganze Anzahl
von Versammlungen stattfand , die von ganz besonders
hervorragender Bedeutung waren . Ich erinnere Sie nur
an die Versammlung , die auch dieses Jahr wieder am
12 . Januar in Mannheim stattgefunden hat . Die hierbei
getroffenen Maßnahmen stachen sehr vorteilhaft gegenüber
der Stellungnahme des früheren Polizeidirektors in Mann¬
heim ab . Draußen auf der Straße waren keine bewaff¬
neten Schutzleute zu erblicken , auch die Versammlung selbst
wurde nicht überwacht und verlief in der ruhigsten Weise .
Die breite Masse der Teilnehmenden war von der Hand¬
habung der Polizeiaufsicht hochbefriedigt.

In früheren Landtagen haben auch die sogen . Ge¬
sinnungsschnüffeleien gegenüber den Rekruten -

wie sie hier genannt wurden, eine große Rolle gespielt . Aber in
den letzten Jahren hat man davon nichts gehört . Ich
will allerdings damit nicht behaupten , daß eine Besserung
eingetreten ist , wir haben jedenfalls nichts mehr davon
gehört. Vielleicht hat man auch die frühere Kritik , die
an diesen Maßnahmen geübt wurde, zur Kenntnis ge¬
nommen.

Seitens der Zentrumspartei hat man sich beim letzten
Landtage auch namentlich über die Erhebungen be¬
schwert , welche bezüglich der politischen Tätigkeit
der Geistlichen angestellt wurden . In diesem Jahr
liegt keine Veranlassung vor , nach der Richtung in eine
Diskussion einzutreten. Ich weiß zwar nicht , ob die
Herren vom Zentrum andere Erfahrungen gemacht haben.
Ich wollte aber nur konstatieren, daß in früheren Land¬
tagen auch nach der Richtung hin eine ausgedehnte und
scharfe Kritik geübt wurde.

Aber es sollen auch andere Leute versetzt worden sein,
z . B . nach Freiburg, und die Versetzungen sollen gerade
während der Abwesenheit des Herrn Ministers des Innern
stattgefunden haben. Sie haben im Oktober stattgefun¬
den . Dadurch nun . daß eine alsbaldige Kündigung der
Wohnungen des Winters wegen ausgeschlossen war , sou
auch die Staatskasse diesen versetzten Chargierten die
ganze Wohnungsmiete den Winter über haben zahlen
müssen , wodurch ihr ganz erhebliche Aufwendungen er¬
wachsen sein sollen . Der Herr Minister selbst soll aller¬
dings von diesen Versetzungen nicht ganz besonders erbaut
gewesen sein.

Die Stelle eines Polizeihauptmanns ist rn

unserm Polizeiwesen neu . Der Herr Abg . Gießler h"'

schon darauf hingewiesen, daß es dem Herrn Ministerial¬
rat Schäfer beinahe gelungen wäre , den Polizeihauptmann
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Was nun die Handhabung der Polizei anbe¬
langt, so ist ja im Budget zunächst ein Polizeihauptmann
für Mannheim vorgesehen. Der frühere Polizei¬
direktor wurde zur Freude der Mannheimer Be¬
völkerung, aber vielleicht zum Schrecken der Polizei in
ganz Baden zum Ministerialrat befördert. Früher haben
wir uns eingehend über die allgemeine Handhabung der
Polizei in Mannheim beschwert , und wir haben, ohne
Unterschied der einzelnen Parteien, der Regierung den
Vorwurf gemacht, daß sie gerade diesen Mann , der die
Ursache dieser weiten Auseinandersetzungen hier bildete,
nicht schon früher versetzt hat . Das Urteil ging damals
allgemein dahin , daß man es hier mit einem Manne zu
tun habe, der sich für einen solchen Posten nicht eigne.
Man war deshalb umsomehr überrascht , als gerade dieser
Mann nachher noch eine Beförderung erfuhr und im
Ministerium des Innern das Polizeireferat übertragen
bekam . Man sagt, daß früher sich eine ganze Anzahl
von Chargierten von Mannheim wegversetzen ließ (Abg.
Süßkind : Sehr richtig !) , um sich der Autorität des
Mannheimer Polizeidirektors zu entziehen. Kaum war
dieser nach Karlsruhe versetzt , als neue Versetzungen vor-
genoMmen wurden . Zumteil wurden die Leute hierher
versetzt, damit man sie wieder unter direkte Aufsicht be - .
kam . Wie man sagt, ist auch eine ganze Reihe Char¬
gierter versetzt worden, weil sie sich angeblich der HM ,
sonderen Gunst des Polizeireferenten erfreuen. Zu- z
nächst hat z . B - die Versetzung des Polizeikommissäck
Reimling stattgefunden , eines sehr fleißigen und gewissen¬
haften Beamten. Man weiß nicht , weshalb seine Ver¬
setzung hierher erfolgte . Sein plötzlicher Tod, der mit
seiner Versetzung eintrat , bedarf hier noch der Aufklärung.
Ich will jedoch darauf nicht näher eingehen .
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durch die Art und Weise , wie er diesen Polizeihauptmannzu retten versuchte, zu Falle zu bringen. Erst nachdemder Herr Minister des Innern eingegriffen hat , hat sichdie Budgetkommission von der Notwendigkeit der StelleÜberzeugen lassen . Ich bedauere dies außerordentlich.Mn merkt, daß der Herr Ministerialrat seine polizei¬lichen Studien in Preußen — und vor seiner Versetzungsoll er sogar in Rußland gewesen sein — gemacht hat.Zn Berlin und Hamburg hat man ja solche Polizeihaupt-'
leute . Es wäre vielleicht für die Regierung empfehlens¬werter gewesen, wenn sie den früheren Herrn Polizei¬direktor Schäfer statt nach Preußen nach Stuttgart ,München und Nürnberg geschickt hätte , weil jene süd¬deutschen Polizeiverhältnisse unseren Verhältnissen mehrangepaßt sind als der preußische Polizeigeist, den manbei uns nicht liebt. Der Herr Polizeidirektor hätte daerfahren , daß man in Württemberg und Bayern voneinem Polizeihauptmann nichts weiß .
Die Anforderung dieser Stelle wird damit begründet,daß in Mannheim 243 Schutzleute vorhanden seien , wasungefähr zwei Kompagnien gleichkäme. Dem Polizei¬direktor sei es nicht mehr möglich , die Geschäfte so zuführen , wie es ein geordneter Dienst erfordert. Wennman in München, in einer Stadt von mehr als einerhalben Million Einwohner, die vielleicht mehr als nocheinmal soviel Polizei aufzuweisen hat als die StadtMannheim, ohne Polizeihauptmann auskommt, muß dasauch in Mannheim der Fall sein !

Der Herr Ministerialrat Schäfer glaubt wohl, seitdemer nicht mehr in Mannheim ist , werde die Polizei nichtmehr in dem gleichen militärischen Geist erzogen und ge¬führt wie früher. Wenn die gegenwärtige PolizeidirektionM sehr mit Arbeiten belastet ist , dann hätte sie jedenfallsnur einer fachmännischen Beihilfe bedurft. Ich bin über¬zeugt, daß die gegenwärtige Organisation hinreichend ge¬wesen wäre ; die neue wird nur dazu führen , die Kluft ,me an und für sich jetzt schon zwischen der Polizeiund der Mannheimer Bevölkerung besteht , nochwehr zu erweitern, und das ist kein wünschenswerter Zu-Mch. Gerade der seitherige Geist, der die MannheimerP^ zei beherrscht hat. hat dazu geführt , daß in Mann¬en beinahe keine Schutzleute mehr geblieben sind . Mitaem Moment , in dem der frühere Polizeidirektor Schäferme Mannheimer Polizei übernommen hat, hat geradezuum Flucht stattgefnnden. Die früheren alten Polizistensind entweder gegangen worden oder haben es nicht mehrnushalten können und deshalb ihren Abschied eingereicht .uns in Mannheim steht man jetzt in den Straßen^ gesetzt neue Gesichter , und wenn irgend einer derSchutzleute einen anderen Posten in Aussicht gestellt be¬mannen hat, hat er den unerträglich gewordenen DienstMttiert . Es ist ganz erklärlich , daß die jungen Poli -Wen, die sich nicht in das allgemeine Milieu der Be-Mkerung hineinversetzen können , weniger Lebenserfahrung^ ben, die die Gewohnheiten der Bevölkerung nicht kennen ,^ sie direkt vom Militär kommen, mit ganz andererschneid und Rücksichtslosigkeit gegenüber der Bevölkerungmytreten als alte erprobte Polizisten. Die Polizeidienst-^ siung will zwar , daß die Polizei darauf sehen soll , daßMchen ihr und dem allgemeinen Publikum ein gutesArhältnis jbesteht. Aber durch den Geist, der in derMlzei herrscht und mit dem die ganze jüngere PolizeiAwflußt , ja geradezu hypnotisiert wird, wird diese ganzeyA ?"ung illusorisch gemacht. Man sieht daraus , daßsuchst viele Strafanzeige kommen ; denjenigen, der
UW» Strafanzeige bringt , hält man für keinen ge-sien Beamten, der seinen Dienst nicht ordnungs -»Mtz versehe .

heißt es in der Vorlage , der Polizeihauptmann

solle ein Offizier sein . Man will nicht zugeben , wasin der Kommission schon angeregt wurde, daß die Stelleauch durch einen älteren und erfahrenen Polizeikommifsärbesorgt werden könnte , indemman sagt, ein solcher hätte diemilitärische Schule nicht so mitgemacht wie ein Offizierund besitze daher die Autorität gegenüber der Polizei¬mannschaft nicht in gleichem Maße. Ich bin andererMeinung . Die Polizei hätte ein viel größeres Vertrauengegenüber einem solchen Polizeikommissiär als gegenübereinem fremden Offizier. Es heißt weiter, der Polizei¬hauptmannsolle in die Gehaltsklasse v 3 kommen ; er sollalso ein Anfangsgehalt von 240V Mk. und ein Höchstgehaltvon 5000 Mk . erhalten. Nun wird sich Niemand ein¬bilden, daß man selbst um den Gehalt von 5000 Mk.einen tüchtigen Offizier erhält . Tüchtige Offiziere gehennicht auf das Bezirksamt und stellen sich dem Polizei¬direktor als 2 . Beamte zur Verfügung, sie versehen auchkeinen Dienst für 5000 Mk. Das tut zweifellos nur einOffizier, der eine verunglückte militärische Karriere hintersich hat , und man hat draußen in der Bevölkerung dieUeberzeugung , daß die Stelle für eine ganz bestimmtePerson geschaffen werden soll. Ich bin fest überzeugt, derHerr Ministerialrat Schäfer könnte uns schon den Namendes Offiziers nennen, der dafür in Aussicht genommen ist .
Abgesehen von diesen Fragen müßte auch die H a n„d -habung der Polizei im allgemeinen eine Än¬derung erfahren . Wegen der Dinge, die draußen aufder Straße passieren und zu Strafverfügungenführen , werden die Strafen , ohne die Angeklagtenzu hören,verhängt . Die Strafen sind daher in den letzten Jahrenzu Unsummen angewachsen . Eine große Anzahl solcherStrafest sind vom Schöffengericht wieder aufgehobenworden . Man sollte da mehr das kontradiktorische Ver¬fahren einführen. Jetzt wird immer, wenn einSchutzmann eine Anzeige bringt , eine Strafe verfügt.Ich will einen Fall verlesen, der sich dieser Tage inMannheim abgespielt hat . Es heißt da : „Ein Bilddes Elendes aus dem Gerichtssaale. Vor dem Schöffen¬gericht dahier erschien gestern eine ärmlich gekleidete Frauaus Ludwigshafen unter der Anklage , Kleider gebetteltzu haben. Das Bezirksamt hatte ihr 3 Tage Haft zu¬diktiert und sie hatte dagegen Einspruch erhoben. Ihrals Zeuge geladener Mann bekundet, er habe in 10Tagen keinen Lohn erhalten, die Kinder hätten beinahenichts mehr auf dem Leibe gehabt. So habe seine Frauvorgezogen, lieber die Mildtätigkeit der Leute anzurufen,als unehrlich zu werden und einfach zu stehlen . Beiallen Zuhörern machte sich sichtlich eine Regung des Mit¬gefühls bei der Schilderung des Elends geltend underleichtert atmete alles auf, als der Vorsitzende , HerrAssessor vr . Bommer , den Freispruch der armen Franverkündete, da eie Beweisaufnahme ergeben hatte , daßdie Frau tatsächlich in Not handelte. "

Solche Fälle könnten vermieden werden. Man sollnicht ohne weiteres den Schutzmann in allen Fällen alseine einwandfreie Autorität ansehen, man sollte wenig¬stens in ganz besonderen Fällen auch die Angeklagtenhören . Es kommt eben ein ganz bureaukratischer Poli¬zeigeist hierbei zum Ausdruck .
Es ist auch darauf hingewiesen worden, daß die Mann¬heimer Bevölkerung gegenüber der Mann¬heimer Polizei unfreundlich sei . Das trifftnatürlicherweise auch umgekehrt zu. Wir haben in Mann¬heim, das muß konstatiert werden , zwar eine Anzahl rechttüchtiger, fleißiger und gewissenhafter Polize .leute, die sichauch m die Lebensgewohnheiten der Mannheimer Bevöl¬kerung hinein zu versetzen vermögen, aber in der Hauptsachesind es gerade die jungen Leute, die da glauben, der ganzePolizeidienst bestehe darin, unter allen Umständen An¬zeigen zu bringen ; und wenn sie keine Meldungen



7^4)'

§ ^ LU ^ > k^ . - >
-- 7»

,
-

P
L/ 7

'
5 ^ >. ^

Kv f --

./
"

X

' ^

tz

»

» »

-E
' L

/
Z.

-i

,
'

7̂
> 7 ^ '

^ >

. V . ^

F .-

4 v >k >l

f
O

-

v

606

erstatten — ich weiß nicht, ob das jetzt noch so ist, aber
früher soll es vorgekommen sein — , so soll ihnen schonmit Entlassung gedroht worden sein .

Es ist seitens der Mannheimer Polizei noch gewünschtworden , daß sie an den freien Tagen Zivil¬
kleidung tragen darf - In dieser Frage nimmt die
Mannheimer Polizei eine Ausnahmestellung ein , denn
in den anderes Städten wie Karlsruhe , Freiburg usw.
ist der Polizei das Tragen von Zivilkleidern gestattet .
Zur Begründung wird gesagt : „ Die Uniform
zwinge die Leute , der Oeffentlichkeit gegenüber mehr
auf ihre äußere Haltung zu achten, sich — namentlichin Wirtschaften — standesgemäß zu führen und den
Verkehr mit unlauteren Elementen zu vermeiden , während
sie in Zivilkleidung nicht selten der Versuchung unter¬
liegen würden , sich gehen und zu einem das Ansehen
ihres Standes schädigenden Betragen Hinreißen zu lassen . "
Ich weiß nicht , ob in dieser Beziehung gerade in Mann¬
heim Erfahrungen gesammelt worden sind, ob sich geradein Mannheim solch mißliche Zustände herausgestellt haben ,die eine solch scharfe Maßnahme rechtfertigen . Es wäre
um das ganze Ordnungswesen schlimm bestellt ,wenn man einem Schutzmann noch nicht einmal zutrauenkönnte , an freien Tagen in Zivilkleider auszugehen !
Die Kriminalpolizei , die Fahndungspolizei geht ja
täglich in Zivil aus , und ich glaube nicht, daß dieseLeute sich in Zivilkleidern schwere Unzulässigkeiten haben
zu schulden kommen lassen . Man sollte den Leuten auchin dieser Beziehung eine Erleichterung verschaffen , denn
wenn sie das ganze Jahr in ihrem festen Panzer stecken,so fühlen sie sich auch einmal wohl , wenn sie ein Tagaus dem langen dicken Rock herauskommen .

Bon der Polizei will ich auf ein anderes Gebiet über¬
gehen . In der Thronrede vermissen wir vor allen Dingendiesmal die Ankündigung der Abänderung der
Gemeinde - und Städteordnung . Ich will im
allgemeinen hierauf nicht eingehen , weil diese Frage später
besonders behandelt werden soll, aber ich kann nicht umhin ,mein Bedauern darüber auszusprechen . Die Regierung
scheint in dieser Beziehung immer noch den Standpunkt
einzunehmen , den sie früher eingenommen hat , nämlich
daß sie nicht daran denkt , eine Aenderung in der
Gemeinde - und Städteordnung eintreten zu lassen Der
Bericht der Kommission hat ja schon dem letzten Landtag
fertig Vorgelegen , und es ist nur zu bedauern , daß die
Regierung den Landtag geschlossen hat , ohne den Be¬
richt hier noch zur Verhandlung zu bringen . Sie hates auch diesmal wieder den Parteien überlassen ,den Antrag von neuem zu bringen . Das geltende
System ist aber unhaltbar geworden , denn es hat in den
Gemeinden zu einem Despotismus , zu einer Autokratie
schlimmster Art geführt . Die Bürgermeister , die Gemeinde¬
räte üben jetzt eine unbeschränkte Gewalt aus , und dabei
finden sie zu meinem Bedauern zumeist noch die Unter¬
stützung der Bezirksbehörde . Die Bezirksämter haben
gar zu wenig Fühlung mit unseren Verhältnissen , ihre
ganzen Informationen werden bei den Bürgermeister¬
ämtern eingeholt , und deren Berichte sind dann allein für
sie maßgebend . Ich komme dabei auf einen ganz besonderen
Fall zu sprechen , der sich in der Gemeinde Secken¬
heim abgespielt hat . Dort hat der Bürgermeister das
Vertrauen der Wählerschaft und des Bürgerausschusses
nicht mehr besessen, man hat ihn für unfähig gehalten ,einem größeren Gemeindewesen in objektiver Weise vor¬
stehen zu können . Nachdem nun der dritte Wahlgang
resultatlos geblieben war , was tat da die Regierung ?
Sie setzte den Bürgermeister , der von dem Bürgerausschuß
nicht mehr gewählt worden war , wieder als Bürgermeisterein ; der Mann hat vorher , wenn ich mich recht erinnere ,ein Gehalt von 2000 Mark bezogen , dagegen fixierte die

Staatsbehörde sein Einkommen auf 6000 Mark
also dieser Mann nicht allein gegen den Willen Hst
Wählerschaft wieder in sein Amt gesetzt worden , sondrsdie Regierung hat ihm sogar noch 4000 Mark nch
zugebilligt . Ein solcher Vorgang ist in unserem badish7Lande geradezu unerhört , es ist geradezu einzig dastehßiwie in diesem Fall mit den Rechten der Gemeindebü »
umges .igen wird . Wenn ein solcher Mann das L
trauen oer Wählerschaft nicht mehr besitzt, dann ist !
Pflicht und Schuldigkeit der Staatsbehörde , einen Mw
einzusetzen, der auch das Vertrauen der Bürger geniest
Was war nun die Folge davon ? Es hat sich eine grM
Empörung in der Gemeinde gezeigt , die Bürgerausschtz
sitzungen konnten nicht stattfinden , weil der Bürgers
schuß damit demonstriert hat , daß er seine Tätigkeit »
stellte, und es hat vieler Mühe bedurft , bis allmA '
wieder Ruhe eingekehrt ist . Durch ein solches
gehen wird selbstredend das Vertrauen zu der Staatsbeh ,
nicht geweckt und auch nicht gefördert . Solche Vorgiii
sollten bei uns im Lande Baden nicht passieren !
sind schon Beschwerden , die an die Bezirksämter v,
feiten der Gemeindebürger gegen ihren Bw
meister kamen , mitunter als unberechtigt zurückgewo

'
worden , ja man hat in vielen Fällen den Bürgern
nicht einmal geantwortet . Ich kann mich eines Vorst
erinnern , der in der Gemeinde Leimen geschehenDort sollte ein zweites Schulhaus gebaut werden ,der Direktor des Zementwerkes in Leimen suchtealler Macht durchzusetzen, daß dieses Schulhaus in
Nähe des Zementwerkes errichtet werde . Der Bür,
meister hat dann eingesehen , daß er mit diesem Plan »«
durchdringt , da die Mehrzahl der Bürger den Platz
für geeignet hielt , weil dort beim Zementwerk ein u,
heurer Staub herrscht und ein Schulhaus « deshalbeinem solchen Platz natürlich nicht errichtet werden st
Aber der Direktor des Zementwerkes wollte es so h
er besitzt großen Einfluß auf den Bürgermeister ,
dieser ließ nun den Bezirksamtmann von Heidelberg
seiner Hilfe kommen . Als man eine Weile darüber
handelt hatte , sagte dieser , er habe genug von
Zementstaub , und es müsse jetzt abgestimmt werden ,
sind Dinge , die nicht dazu beitragen , das Vertrauen
Bevölkerung zu heben .

Auch die Kreistags Wahlen sollen ja einer späd
Behandlung Vorbehalten werden , und ich kann dar
hinweggehen . Ich komme dann zu der Handhab
unserer Armenpflege . Unsere Landarmen ?,
liegt sehr im argen und bedarf dringend einer
befferung . Ich habe hier einen Vorfall
Auge , der im vorigen Jahre sich ereignet
Ein Mann , aus dem badischen Oberland geb>
hat sich vor etwa 45 Jahren in der Pfalz in Lavwv
niedergelassen und hat dort ein eigenes Heim gegrm
Nachdem er nun alt geworden war und niE
Arbeit fand , da hat man ihn nicht mehr behalten
ihn .mit Familie nach Mannheim abgeschoben (A
gehört ja dem allgemeinen Bereich des Unterstütz!
Wohnsitzgesetzes leider nicht an ), nachdem er als»
Jahre in Lamprecht gewohnt hatte und 66 Jahs ^war . Von Mannheim schob man ihn nach Jmmendu

'
weil er von dort gebürtig war . In Jmmendmgen
er aber nach Umfluß dieser 45 Jahre auch fts>""
worden , man wollte nichts mehr von ihm wissen ?
schickte ihn nach Engen . Von Engen brachte ma^
Familie nach Konstanz , von Konstanz nach Singe ^von Singen ging es nachher wieder einen 8 bis 10
weiten Weg zu Fuß nach Jmmendmgen zurück
Gemeindebehörde von Jmmendingen schob diese
gehetzte Familie aufs neue nach Mannheim ,
Mannheimer Bezirksamt wies sie wieder aus , bis
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lich unser Arbeitersekretär in Mannheim sich der Sacheannahm und beim Bezirksamt die Ausweisung wieder
rückgängig machte . Das ist doch ein ungeheuerlicherVorgang. Eine Familie , die ihr ganzes Leben sichehrlich und redlich durchgeschlagen hat , ein Familienvater. von 66 Jahren wird in seinem Heimatstaat von einemDU nach dem anderen abgeschoben , nur wegen der paarPfennig Armenunterstützung ! In solchen Fällen solltedoch die Staatsbehörde schützend eingreifen und nichtnoch mit der Ausweisung hinterher kommen .

Es ist auch, namentlich durch Herrn Abg . vr . Binz ,auf die Pflege der verwahrlosten Kinder (dasist ja auch ein Teil der Armenpflege ) hingewiesen worden .Da müßte auch die Staatbehörde unseren armen Ge¬meinden mehr an die Hand gehen . Es kommt nichtselten vor, daß bei den armen und ärmeren Gemeindendie Kinder so zu sagen im Submissionswege vergebenwerden. Auch die Behandlung in den Unterkunftsanstalten ,in denZwangserziehungsanstalten bedarf einer Verbesserung .Das Ziel, das damit verfolgt wird , ist ja ein anerkennens¬wertes, aber der Gedanke wird nicht allenthalben durch -
gesührt. Wenn diese Kinder eine richtige Erziehung er¬fahren sollen, dann muß selbstredend die Behörde und
namentlich die Aufsichtsbehörde mehr wie jetzt dieStelle der Eltern einnehmen , und es darf nicht , wie esjetzt oftmals geschieht, so sein , daß man diese Kinderbrutal , rücksichtslos und fremd behandelt . Erst imvorigen Jahr hörte ich, daß ein junger Mensch von etwalä Jahren aus einer solchen Anstalt durchbrannte , weiler es nicht mehr aushalten konnte ; er sagte , daß er beiden Bauern wenigstens anständig zu essen bekomme undnicht stets gehauen und geschlagen werde , wie es in derAnstalt der Fall sei . Es ist erzählt worden , daß in denAnstalten die Zöglinge Würmer aus der ihnen Vor¬gesetzten Suppe herausgezogen hätten . Da kann natür¬licherweise von einer Erziehung keine Rede fein ; imGegenteil , das muß geradezu zur Entsittlichung , zurVerrohung der Jugend führen . Mit welchen GedankenEssen diese jungen Leute , wenn sie die Anstalt ver -'M >>, in das allgemeine Leben hinausgehen , und welchebegriffe müssen sie sich von unserer ganzen christlichen«rltanschauung machen , von der sie in der Anstalt sofst zu hören bekommen haben ! Die Aufsichtsbeamtenden Anstalten müssen aus einem wohlgesinnten undguten Material genommen werden , sie müssen Lust und^ ü>e zu einem solchen Beruf und Verständnis für allediese Erziehungsfragen haben .
Im Bericht ist auch von der Baukontrolle de^ de. Ich habe mich ganz besonders gefreut , daß da -E der Satz enthalten ist, daß sich das seitherige^ hstem der Baukontrolle bewährt hat . Es ist das einZugeständnis zu den Behauptungen , die wir schon vorsahren aufgestellt haben , daß nämlich , wenn die Bau -Etrolle einen Wert haben und von praktischem NutzenW soll , man vor allen Dingen dazu Leute nehmen muß ,E eine Lebens - und Berufserfahrung hinter sich haben .Ä - ^ Eer oder Zimmermann , Dachdecker, versteht'

lnbstverständlich viel mehr von einer solchen Baukontrolle ,s irgend ein beliebiger Schutzmann .
l Dagegen läßt die Fabrikinspektion immer noch die
,
-
Verwirklichung dieses Gedankens vermissen . Wir habenAn seit einer Reihe von Jahren den Antrag gestellt ,!? an zur Ausübung der Fabrikinspektion nicht nur
zAchsche und wissenschaftliche Beamte sondern auchund F ^ uen oder Mädchen aus der Arbeiter¬in , die praktische Erfahrung hinter sich haben , ver -
ĵ wen soll. Soviel ich unterrichtet bin , hat sich die
bist, n

^ bergische Regierung bereit erklärt , der Fabrik -iptrtwn Beamte aus dem Arbeiterstande zuzuführen .

Die guten Erfahrungen , die man auf dem Gebiete derBaukontrolle gemacht hat , sollte man doch jetzt auch beider Fabrikinspektion verwerten . Bei der Fabrikinspektionscheint es überhaupt an Beamten zu mangeln . Es istdas ein beklagenswerter Zustand und nicht rühmlich fürunsere ganze Fabrikinspektion . Unsere Fabrikinspektionsteht ja in gutem Rufe , aber nur deshalb , weil wireinen tüchtigen Mann an der Spitze haben , einen Mann ,welcher der Situation vollständig gewachsen ist. Aberer kann selbstredend seinen Verpflichtungen auch nichtin vollem Umfang Nachkommen, weil es ihm eben ander notwendigen Zahl von Beamten fehlt . Wir stehenn dieser Beziehung ziemlich in letzter Reihe , alle anderenStaaten sind uns da weit voraus .

Erster Vizepräsident vr . Wilckeus (unterbrechend ) :Ich möchte den Herrn Redner bitten , diese Angelegen¬heit jetzt nicht zur Sprache zu bringen . Es wird jabei Erörterung des Neuhaus 'schen Berichts Gelegenheitgenug geben , auf diese Dinge des Näheren einzugehen .

Abg . Pfeiffle (fortfahrend ) : Ich wollte die Sachenur streifen . Das gehört doch auch zum Ministeriumdes Innern .

Nun zu den Ausweisungen ! Schon bei der allge¬meinen Finanzdebatte ist darauf hingewiesen worden ,daß man jedes Jahr fremde Arbeiter , besonders diePolen , aus Mannheim ausweist . Der Herr Ministerhat ja wohl die Erklärung abgegeben , daß die Aus¬weisungen wieder zurückgenommen worden seien . Aberdamit ist der Fall selbstredend nicht erledigt . Es istgeradezu etwas Ungeheuerliches : Die Ausweisung wirddamit motiviert , daß die Gefahr der Einschleppung vonKrankheiten bestehe. Wenn aber das der Beweggrundist, dann soll man doch diese Leute nicht ausweisen ,wenn sie bereits dreiviertel Jahre beschäftigt waren ,sondern dann soll man überhaupt die Einfuhr von diesenrussischen Polen verhindern und verbieten . Wiewerden diese Leute hereingebracht ? Die Fabrikinhaberschicken eine ganze Anzahl von besoldeten Beamten nachGalizien , Böhmen und Russisch-Polen und geben diesenfür jeden Arbeiter , den sie dort anwerben , 5 Mark .Dann kommen diese Leute herein , schaffen das ganzeJahr hindurch , und müssen schließlich auf einen be¬stimmten , vom Ministerium festgesetzten Tag im Dezemberdas Land verlassen , um dann im folgenden Februarwieder hereinkommen zu dürfen . Es kann also dochnicht sein , daß sie lediglich wegen der Gefahrder Ansteckung von Krankheiten ausgewiesenwerden . Wenn es irgendwie ein Mittel gäbe ,so sollte man diesen Fabrikanten es überhaupt verbieten ,auf eine solche Art und Weise Menschenhandel mit derArbeiterschaft zu treiben . Wenn diese Arbeitgeber (eswerden im allgemeinen nur solche in der Nähe vonMannheim in Frage kommen) einen anständigen Lohnbezahlen würden , dann bräuchten sie keine Arbeiter inGalizien und in Böhmen zu suchen, dann fänden sie beiuns Arbeitskräfte genug . Erst vor wenigen Wochen istwieder ein solcher Trupp Polen in Mannheim eingetroffen ;der betreffende Fabrikant sorgte für die Unterkunft undbezahlte den Leuten nach Umfluß von 14 Tagen einenLohn von 10 Pf . , 11 Pf . bis 16 Pf . pro Stunde . Daßman bei uns für solch jämmerliche Löhne keine Arbeiterfindet , ist klar . Ich weiß nicht, inwieweit die Staats¬behörde auf diese Dinge Einfluß hat , aber wenn esirgend angeht , sollte sie Schritte tun , daß die Arbeit¬geber diesen armen Teufeln von Arbeitern wenigstenseinen Lohn bezahlen müssen, der ihnen das Existenz -Minimum garantiert .
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Im letzten Landtage waren auch die Schieds¬gerichte der Gegenstand eingehender Kritik, und damalswar es glaube ich der Herr Abg . Eichhorn, der das
Schiedsgericht in Mannheim eine Agentur der Berufs¬
genossenschaften genannt hat . Das Verhältnis scheintmir seither nicht viel besser geworden zu sein ; denn nachder Statistik ist es auffallend , daß gerade in Mannheimim Gegensatz zu anderen Schiedsgerichten so ungemeinviele Streitfälle zu Gunsten der Arbeitgeber und zu Un¬
gunsten der Arbeitnehmer entschieden werden . Den Unfall¬renten scheint man in der letzten Zeit überhaupt etwas anden Hals gehen zu wollen. Es wurde in einer ärztlichen
Sachverständigenzeitung kürzlich darauf hingewiesen ,daß oftmals ärztliche Gutachten gefälscht würden,um den Rentensuchenden ihr Recht zu nehmen. - Ichwerde aus diese Dinge später noch zurückkommen . Merk¬
würdig ist dabei jedenfalls, daß namentlich auch die
Zentrumspartei hier ihre hilfreiche Hand darbietet. Impreußischen Abgeordnetenhause war es die Zentrums¬partei , die Zentrumsabgeordneten Euler und Schmedding,die seinerzeit den Antrag stellten , daß die Renten unter25 o/o abgeschafft werden sollten. Ich weiß nicht, wieman einen solchen Standpunkt verteidigen kann. Auchder rühere Minister des Innern vr . Schenkel hat schonfrüher einen Erlaß hinausgegeben , wonach darauf hin¬
gewiesen wurde, die Renten möglichst zu beschränken . Ein
gleicher Erlaß ist auch vom Vorstand der Landesver¬
sicherungsanstalt herausgegeben worden, die es doch
wirklich nicht nötig hat , denn sie verfügt, soviel ichweiß, jetzt über ein Vermögen von 40 Millionen .

Beklagt wird auch , daß alle Erhebungen bei diesen
Schiedsgerichten von jungen Aktuaren gemacht werden,die oftmals gerade diese Arbeiten in ungenügsamerWeise ausführen , ferner, daß die bezüglichen Akten oft¬mals spät eintreffen und die Rentensuchenden dadurchbenachteiligt werden.

Nun noch einige Worte polemischer Natur . Der HerrAbg. vr . Binz hat beklagt und bedauert , daß zuwenig etatmäßige Beamte angestellt sind. Wir
stimmen ihm bei und befinden uns da im entschiedenen
Widerspruche mit der Anschaung, die am gleichen Tagein der I . Kammer ausgesprochen wurde. Dort hatman den Standpunkt vertreten, daß es bei uns über¬
haupt zu viele etatmäßige Beamte gibt, daß man
namentlich weniger Beamte haben sollte ; damit könnenwir uns nicht einverstanden erklären.

Es ist auch davon gesprochen worden, daß die Zu¬wendungen an ärmere Gemeinden und Kreisenamentlich zur Herstellung von Wegen und Straßen ,ungenügend feien. Ich kmrn mich dem im allgemeinennur anschließen , denn die Straßen und Wege sind bei
uns zum großen Teile in recht erbärmlichem Zustande.Ebenso gibt es bei uns eine große Anzahl von Ge¬meinden, die recht gerne eine Wasserleitung einführenwollten, aber es fehlt ihnen eben an Mitteln . Die300000 M ., die für solche Dinge im Budget vorgesehensind, dürsten also kaum ausreichen.

Zum Schluß noch zu einer Bemerkung des HerrnAbg. Gießler . Der Herr Abg. Gießler hat sich darüber
beschwert, daß bei der Auswahl zu den Bezirksräten4>ie Gesinnung der Einzelnen eine erhebliche Rolle spielenwürde, und hat einen ganz konkreten Fall herausgegriffen,in dem ein Bürgermeister , der als Bezirksrat in Vorschlaggebracht war , wegen einer bestimmtenpolitischen Gesinnungabgelehnt worden fei . Nun , das Zentrum hat keine Ursache,über solche Dinge Klage zu führen , es hat sich das Rechthierzu verwirkt durch die Erklärung , die es im FalleSchäufele abgegeben hat ! Dort haben Sie (zum Zen¬trum ) es ausgesprochen, daß die Staatsbehörde berechtigt

sei, Arbeiter mit sozialdemokratischer Gesinnung , wenn sieinnerhalb oder außerhalb des Eisenbahnbetriebes agitiere»,zu entlassen. Sie nehmen also merkwürdigerweise einen
ganz anderen Standpunkt ein, wenn es sich um Auge-
hörige unserer Partei handelt . Das ist keine Konsequenz !Ihre Presse hat auch den Standpunkt vertreten den der
Herr Minister bei der allgemeinen Finanzdebatte ein¬
nahm , daß ein Sozialdemokrat nicht Staatsbeamter wer¬den bzw . daß ein Staatsbeamter nicht Sozialdemokratsein könne Gegen diesen Standpunkt müssen wirmit aller Entschiedenheit Protest erheben. Weder inder Verfassung noch auch in der neuen Gehalts¬ordnung ist vorgeschrieben , welche politische Gesinnungein Beamter haben muß . Der Herr FinanzministerHonsell hat gesagt : „ Wir brauchen wenig Beamte,aber wir brauchen tüchtige, gut bezahlte Beamte .

" Das
muß natürlicherweiseauch für das Ministerium des Innerenzutreffen; nicht die Gesinnung darf ausschlaggebend sein,sondern nur die Qualifikation . In der Schweiz haben wireine ganze Anzahl von Sozialdemokraten in hervorragenden
Staatsstellen stehen ; wir haben dort Staatsanwälte , hohe
Gerichtsbeamte, auch Minister , sogar Pfarrer als Sozial¬demokraten, und es wird Niemand behaupten wollen, daßdie Staatsgeschäfte in der Schweiz oder in Frankreichund England schlechter geführt werden als bei uns . Dem
Staatsbeamten muß wie dem Staatsbürger seine politischeGesinnung garantiert sein , und man darf Anhängerneiner bestimmten Partei den Zugang zu den Staatsstellen
nicht verschließen . Solange man der sozialdemokratischenPartei die gleichen Verpflichtungen auferlegt , solangehat sie auch nach der anderen Seite die gleichen Rechte.

Der frühere Minister vr . Schenkel hat ja beim letztenLandtag die gleiche Stellung eingenommen; er hat damalserklärt , er verbiete der Schutzmannschaft und denBeamte»,
sich mit ihren Beschwerden an die sozialdemokratischen
Abgeordneten zu wenden; das ist ungefähr derselbeStandpunkt , den dieses Jahr der Herr Minister des
Innern , Freiherr v . Bodman , eingenommen hat . Wir
protestieren also dagegen und wünschen , daß uns auch
nach dieser Richtung hin der Herr Minister als „ Brüder"
und als gleichberechtigte Staatsbürger behandle. Es lieg!
keine Veranlassung vor, uns anders zu behandeln, es
hat sich in diesen letzten Jahren nichts ergeben oder
ereignet, das eine solche veränderte Stellung uns
gegenüber gerechtfertigt erscheinen ließe. Soweit die
sozialdemokratische Partei schon Beamte gestellt hat,waren es nicht die schlechtesten Beamten ; auch in den
Beamtenkörpern der Städte ist eine große Anzahl vonBeamten , von denen man weiß, daß sie sozialdemo¬
kratische Parteigänger sind , und dort legt man den Leuten
nichts in den Weg. Was bei städtischen Behörden mög¬
lich ist, das sollte auch bei Staatsbehörden möglich sein

'
Die erwähnten damaligen Ausführungen haben draußenim Lande , auch bei den Gegnern , nicht die beste Aus¬
nahme erfahren und nicht die besten Wirkungen hervor¬gebracht . Ich möchte also auch nach der Richtung hi"bitten , es möge die Regierung dafür sorgen, daß in
dieser Beziehung künftighin nichts mehr zu beklagen ist,
sondern daß man auch als Sozialdemokrat in Bezug
aus die Stellenvergebung wie ' ein anderer Bürger 'und
als Gleichberechtigter behandelt wird.

Abg. Schmidt - Breiten (Bd . d . L .) : Anläßlich der
Beratung des Budgets des Ministeriums des Innernim letzten Landtag waren wir genötigt, dem damaligen
Minister des Innern unser Mißtrauen zu seiner Amts¬
führung auszusprechen (Lachen auf der Linken ) . Heult
haben wir keinen Anlaß , eine ähnliche Gesinnung zu
äußern ; wir hatten von vornherein Vertrauen zu der
Amtsführung des Herrn Ministerialpräsidenten v . Bod-

6



man, und durch sein Auftreten hier im Landtag wurdedieses Vertrauen durchaus gerechtfertigt.
Von einem der Herren Vorredner ist von den Rhein -

schiffahrtsabgaben gesprochen worden. Zu dieserFrage nehmen wir heute noch dieselbe Stellung ein wieauf dem letzten Landtage ; wir sind der Ansicht , daß zuder Einführung von Rheinschiffahrtsabgaben eine Ab¬änderung der Reichsverfassung notwendig ist, da es imArt. 54 der Reichsverfasfung verboten ist, Rheinschiffahrts¬abgaben zu erheben . Aber auf der andern Seite sind wirnach wie vor der Ansicht, daß die Einführung von Rhein¬schiffahrtsabgaben eine Forderung der Gerechtigkeit ist,und zwar der Gerechtigkeit deswegen, weil wir es nur fürrichtig halten können , daß diejenigen, welche vonden schiffbar gemachten Flüssen den Vorteil haben, auchmit an den Kosten der Schiffbarmachung tragen. Eswird immer darauf hingewiesen, daß mit der Einführungsolcher Abgaben ein „ Verkehrshindernis " geschaffenwerde. Das ist durchaus nicht richtig. Vielmehrmüßten alle diejenigen, die Freunde des Verkehrs, seinerErweiterung und seiner Erleichterung sind , eigentlichauch Freunde der Schiffahrtsabgaben sein ; denn wennwir einmal Schiffahrtsabgaben haben, dann werden mitden Erträgnissen diejenigen Teile der Ströme , die jetztnoch nicht schiffbar gemacht sind, viel rascher schiffbar-gemacht werden . Infolge der Erkenntnis von derRichtigkeit dieser Anschauung hat sich sogar die Volksparteiin Württemberg z» dem Standpunkt bekannt , daß dieErhebung von Schiffahrtsabgaben das Richtige sei ; sienimmt mit Recht an , daß , wenn Schiffahrtsabgabenerhoben werden , es dann nicht mehr so schwer fallenwerde , Regierung und Volksvertretung in Baden dazuzu bewegen , den Rhein nicht nur bis Basel sondernsogar bis Konstanz hinauf schiffbar zu mache » . Mangehl in Württemberg mit dem Plan um , durch einenKanal den Bodensee mit der Donau zu verbinden, sodaßsich der Bodensee zu einem großen Binnenhafen umgestalten würde.
Von einem der Herren ist dann über eine Angelegen¬heit gesprochen worden, die auch das Reich angeht , überden Hausierhandel . Wir sind der Ansicht, daß nebenWarenhaus und Konsumverein der Hausierhandel einMoment ist, das dem ansässigen Kaufmannsstande denschwersten schaden bereitet, und daß deshalb eine Ein¬schränkung des Hausierhandels durchaus geboten ist. Deransässige Geschäftsmann zahlt nicht nur seine staatlicheSteuer sondern auch feine Umlage, während der Hau¬sierer nur eine geringe staatliche Steuer zu zahlen hat .Aber nicht nur die Geschäftsleute werden durch denHausierhandel geschädigt sondern auch die Käufer selbst ;durch die Zudringlichkeitder Hausierer wird gar Mancherveranlaßt, etwas zu kaufen , was er gar nicht braucht,oder es stellt sich später heraus , daß das , was er gekaufthat, Schwindel ist.

Eine andere Angelegenheit, deren Regelung auch vomReich in die Hand genommen werden soll, ist dasAutomobilwesen , oder wie vielfach mit Recht ge¬sagt wird, das Automobil-Unwesen . Es ist ja zuzugeben,daß es für die Polizei sehr schwer ist, die Geschwindig¬keitsüberschreitungen der Automobile genau abzuschätzen .Bei den Gerichtsverhandlungen kommt man vielfach aufeinen to . en Punkt , wenn die Angeklagten bestreiten, diezulässige Geschwindigkeit überschritten zu haben . Es istnun in letzter Zeit von technischer Seite darauf hin-Sewiesen worden , daß es sehr leicht sei, einen Ge¬
schwindigkeitsmesser herzustellen , der in Verbindung mitemer gleichfalls am Automobil angebrachten Sirene zuMffen beginnt, sobald die normale Geschwindigkeit über¬schritten wird. Es wäre damit dem Chauffeur , dem

Führet des Automobils, ein Anhalt gegeben ; wenn er¬barm trotzdem die Geschwindigkeit überschreitet, so wärees leicht, ihn zur Strafe heranzuziehen. Neben derübermäßigen Geschwindigkeit ist noch ein andererUmstand, der vielfach zu berechtigten KlagenAnlaß gibt , die ungeheure Staubentwicklung .Es haben vor allen Dingen die Bauern darunter zuleiden, insbesondere diejenigen , welche Grundstückean denStraßen haben, die mit Futtergewächsen bebaut sind.Wenn es längere Zeit nicht geregnet hat, ist es denBauern geradezuunmöglich , das Futter, das auf derartigenAckern steht, zu verfüttern ; sie müssen abwarten , bis eswieder einmal geregnet hat . Nun habe ich vor einigerZeit gelesen, daß eine Erfindung gemacht worden seinsoll, welche die übermäßige Staubentwicklung verhindert .Ein Lehrer in Rüppur soll eine derartige Erfindunggemacht haben. Ich möchte den Herrn Ministerial-präsidenten bitten, diese Sache im Auge zu behalten .Wenn es möglich wäre, hier helfend einzugreifen, würdeinsbesondere unserer Landwirtschaft ein guter Dienst ge¬leistet werden .
Es ist anzuerkennen, daß auch in diesem Budgetwieder reichliche Mittel für Zuwendungen an dieGemeinden enthalten sind, mit denen diese notwendigeKulturaufgaben erfüllen können . Ich habe im letztenLandtag schon Gelegenheit genommen , auf die Not¬wendigkeit einer besseren Straßenverbindung zwischenden Gemeinden Bahnbrücken und Wenzingen inmeinem Bezirk hinzuweisen . Ich Muß nun dem MinisteriumDank dafür aussprechen , daß in diesem Budget einPosten von 9300 Mark für die Verbesserung dieserVerbindung enthalten ist . Es ist zu erwarten , daß auchder Kreis denselben Betrag zuschießt, sodaß ein altesBedürfnis endlich best edigt werden kann.

Ich möchte nun bei dieser Gelegenheit auf einenWiderspruch Hinweisen, der zwischen den Ziffern desSpezialbudgets des Ministeriums des Innern und derAnlage, die dem Berichte des Herrn Berichterstattersbeigegeben ist, besteht. In dem Budget ist nämlichunter Titel IX 8 8 l , Staatsunterstützung für Kreisstraßenund Gemeindewege , der Betrag von 300 000 Mark vor¬gesehen , während in der von mir erwähnten Anlage einBetrag von 312 642 Mark verzeichnet ist . Es wäre zuwünschen , daß der letztere Betrag und nicht der iinBudget selbst enthaltene der richtigere ist.
Es ist vor einigen Tagen dem Ministerium des Innernein Gesuch einer Gemeinde aus meinem Wahlkreis zuge¬gangen, nämlich von der Gemeinde Ruit . Die Ge¬meinde Ruit liegt an der württembergischen Eisenbahn¬strecke Breiten —Mühlacker . Schon über 50 Jahre gehtdie Bahn mitten durch den Ort hindurch , ohne daß dieLeute Gelegenheit haben, in der Nähe des Orts in dieZüge einzusteigen . Sie müssen, wenn sie sie benützenwollen , nach Breiten oder nachOelbronn gehen ; beide Statio¬nen liegen jeweils nahezu 5 km von Ruit entfernt . Nun hatnach vielen Petitionen die württembergische Regierungendlich erklärt, sie wolle eine Haltestelle errichten, aberunter der Bedingung , daß die Gemeinde Ruit denganzen Aufwand trage . Dieser Aufwand beträgt nunüber 16 000 M . , und die Gemeinde hat sich, da sie armist und jetzt schon außerordentlich hohe Umlagen hat —bisher über 80 Pf . —. mit der Bitte an das Ministeriumdes Innern gewendet, einen erheblichen Staatsbeitrag zudiesen Kosten zu leisten. Die Gemeinde weist in ihremGesuch darauf hin, daß sie in den letzten 40 Jahrenschon 95 000 M . für Erbauung einer Kirche , eines Schul¬hauses und ähnlicher Einrichtungen ausgewendet hat. Ichmöchte auch meinerseits das Ministerium bitten , dieseAngelegenheit wohlwollend zu behandeln und der Ge-
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meinde Ruit einen erheblichen Beitrag zu den Kosten
der Eisenbahnhaltestelle zu bewilligen bezw. einen solchen
in das nächste Budget einzustellen .

Ein Mißstand in der Handhabung unserer Poli¬
zei ist- der , daß vielfach Leute , die sich eine kleine poli¬
zeiliche Uebertretung haben >zu Schulden kommen lassen und
Hierwegen gestraft werden , nicht mit der niedrigsten
Strafe , sondern sofort mit Strafen von 5 oder 10 M.
belegt werden . Ich habe hier insbesondere Strafen wegen
Uebertretung straßenpolizeilicher Vorschriften im Auge .
Wir haben straßenpolizeiliche Vorschriften z . B . darüber,
daß eine Sense mit der Spitzenachioben getragenwerden muß ,
daß beim Aneinanderhängen von Wagen der schwerere vorn¬
hin kommt , daß man auf einen mit Frucht oder Heu beladenen
Wagen nicht sitzen darf u . a . Das sind ja Bestimmungen, gegen
deren Begründetheit sich nichts einwenden läßt . Aber
wenn sie einmal übertreten werden , so handelt es sich doch
um keine schlimme Vergehen, und ich meine , wenn sich
jemand gegen eine solche Bestimmung vergeht, so wäre
es richtig , daß , ehe der Gendarm seine Anzeige an das
Bezirksamt macht , der Mann zuerst verwarnt würde . Die
Leute wissen vielfach garnicht, daß solche Bestimmungen
überhaupt bestehen . Ich muß gestehen , auch mir war
bei einem Teil dieser Uebertretungen, die ich eben ge¬
nannt habe , nicht bekannt, daß sie strafbar sind , und es
werden vielleicht noch manche Juristen hier sein , die es
nicht gewußt haben. Noch viel weniger kann man es
natürlich von einem Bauern verlangen.

Eine andere Beschwerde , die auch vielfach erhoben wird,
ist die , daß die Sporteln bei Beschwerden an
Bezirksämter sehr hohe sind ; auch diese Klage ist durch¬
aus gerechtfertigt . Es sollte überhaupt nicht notwendig
sein , daß bei jeder Beschwerde , die wegen eines Falles
beim Bezirksamt eingeht , nun gleich Sporteln erhoben
werden . Es sollten Sporteln nur dann zur Erhebung
kommen , wenn es nachgewiesen ist , daß die Beschwerden
böswillig erhoben wurden

Sodann möchte ich das Ministerium auf einen Miß¬
stand in der Gemeinde Kirchheim aufmerksam machen.
Die Gemeinde Kirchheim hat 5000 Einwohner. Dabei
sind aber dort nur 6 Gemeinderäte. Normalerweise sollten
es 10 sein . Nun hat sich die Mehrheit des Bürgeraus¬
schusses in Kitchheim schon vielfach darum verwendet , daß
wenigstens 8 Gemeinderäte gewählt werden sollen. Bis
jetzt hat aber das Bezirksamt in Heidelberg noch keinen
Anlaß genommen , in dieser Frage irgendwelche Schritte
zu tun . Es wäre doch durchaus angebracht , wenn die
Zahl der Gemeinderäte in Kirchheim mindestens auf 8 ,
wenn nicht auf 10 erhöht würde.

Im letzten Landtag habe ich hier eine Frage ange¬
führt , die die Gendarmerie angeht. Ich habe be¬
hauptet. daß der größere Teil unserer Gendarmen erst
nach 15 Dienstjahren in den Besitz des Zivilver - ,
sorgungsscheins komme , und habe das damit be¬
gründet , daß der größere Teil unserer Gendarmen, schon
nachdem sie 6 Jahre beim Militär gewesen find , zur
Gendarmerie übergehen . Der damalige Referent, Herr
Ministerialrat Nieser , hat das als unrichtig bezeichnet .
Ich mußte damals annehmen, daß er mit diesem Be¬
streiten recht habe , denn der Ministerialreferent muß doch
selbstverständlich besser informiert sein als ein Abge¬
ordneter. Nun habe ich aber nachher gehört , daß das
durchaus nicht richtig sei , sondern Tatsache sei , daß die
Mehrzahl unserer Gendarmen schon nach 6 Jahren aus
dem Militärverhältnis ausgeschieden und zur Gendarmerie
übergegangen find. Wenn ein Ministerialrat hier einen
Abgeordneten richten will, dann sollte er sich doch vorher
selbst etwas genauer informieren, ehe er dem Abgeordneten
vorwirft, er sei mangelhaft informiert.

Unsere Gendarmerie strebt mit Recht danach , daß sie
künftighin nicht mehr den Karabiner tragen solle . In
anderen Bundesstaaten ist man auch schon dazu überge¬
gangen, sie mit Revolvern zu bewaffnen. Es ist keine
unberechtigte Forderung, wenn gewünscht wird , daß man
auch bei uns dazu übergehen sollte .

Eine Klage , die Vonseiten unserer ländlichen Gemeinden
erhoben wird, betrifft die jetzige Regelung des Ab¬
deckereiwesens . Die Klage gründet sich vor allen
Dingen darauf, daß die entstehenden Kosten viel zu
hohe seien, und darauf, daß die toten Tiere oft zu
lange liegen bleiben müssen , ehe sie abgeholt werden.
Es wird nun, wie ich aus dem Bericht ersehen habe,
von seiten des Ministeriums darauf hingewiesen , daß
die jetzige Regelung deswegen die richtige sei, weil dadurch
verhindert werde , daß bei ansteckenden Krankheiten diese
Krankheiten weiter verschleppt werden. Das ist zweifellos
ein sehr berechtigter Zweck, und es ist anzuerkennen,
daß hier die Regierung das Richtige will . Aber es ließe
sich die Sache doch auf andere Art regeln , sodaß die
angeführten Beschwerden , die mir berechtigt zu sein
scheinen, sich vermeiden lassen . Ich bitte den Herrn
Ministerialpräsidenten , auch diese Sache im Auge zu
behalten.

Es ist bei der letzten Landtagswahl von seiten der
ländlichen Wähler mit Recht darüber geklagt worden,
daß diese Wahl — wenigstens die Hauptwahl —
zu einer Zeit stattfand , wo die ländlichen Wähler außer¬
ordentlich viele Feldgeschäfte hatten . In vielen Bezirken,
wo das noch der Fall war , ist infolge dessen die Wahl¬
beteiligung auch eine sehr schwache gewesen . Ich möchte
den Herrn Ministerialpräsidenten bitten , den Termin
zu den nächsten Landtagswahlen derart einzu¬
richten , daß die ländlichen Wähler keinen Anlaß zu der¬
artigen Klagen mehr haben. Es wird dann auch die
Wahlbeteiligung eine starke sein .

Präsident des Ministeriums d . s Innern Wirkt. Geh .
Rat Frhr . von und zu Bodman : Es ist mir zu¬
nächst eine angenehme Pflicht , vor allem dem Herrn
Berichterstatter zu danken für seine gründliche , sach¬
kundige und wohlwollende Behandlung des weiten Gebietes,
welches er in seinem Berichte über das Budget der inneren
Verwaltung behandelt hat . Ich bin auch den drei Herren,
welche hier ihr Vertrauen zur Verwaltung und ihre
Anerkennung für die Tätigkeit des Beamtenpersonals
im Gebiet der inneren Verwaltung ausgesprochen haben ,
von Herzen hierfür dankbar und halte es für meine
Pflicht , hier vor dem Lande auch meinerseits auszusprechen ,
daß, soweit ich es beurteilen kann in der kurzen Zeit , in
welcher ich die Ehre habe , mich in dieser Stellung zu
befinden , die ganze Beamtenschaft der inneren Verwaltung
im großen und ganzen ihre Schuldigkeit in vollem Maße
tut. Ausnahmen erklären sich aus der menschlichen Un¬
vollkommenheit und sie bestätigen die Regel.

Es ist von den beiden Vertretern der großen Parteien
hier ein schönes Bild von der Tätigkeit und der Aus¬
gabe des Verwaltungsbeamten entworfen worden . Ich
habe mich auch darüber aufrichtig gefreut. In der Tat
ist der Beruf des Verwaltungsbeamten und insbesondere
des Bezirksverwaltungsbeamten wohl einer der schönsten
Berufe, die sich ein Mann wünschen kann. Mitten im
Leben zu stehen , in der Lage , fördernd und helfend einzu¬
greifen zum Nutzen der großen Interessen , aus denen sich
unser wirtschaftliches Leben zusammensetzt , namentlich aber
auch den Schwachen hilfreiche Hand zu leisten , ist eine
schöne Aufgabe . Es ist aber auch eine schwierige Aufgabe ,
und sie fordert eine ganze Reihe von Eigenschaften , vor¬
züglich von persönlichen Eigenschaften . Der Verwaltungs¬
beamte muß eine gewisse Frische haben, er muß ein Herz



haben für das Volk , er muß , das Volk lieben, eS mußihm eine Freude sein , mit dem Volk in allen seinen
Schichten zu verkehren , auch mit dem gemeinen Mann .Er muß ein fester und aufrechter Mann sein , der dieOrdnung handhabt , wo es nötig ist mit Strenge , aber
auch ein Mann ohne kleinliche Gesichtspunkte , der ab-
und zugeben kann und der über Kleinigkeiten niemalsdas Große und seine wichtigen Ziele aus dem Äuge läßt .

Es ist gesagt worden, man solle der politischenRichtung der Verwaltungsbeamten nichtnachspüren , und es sei in dieser Beziehung gefehlt wor¬den. Ich gebe ohne weiteres zu, daß der Verwaltungs¬beamte nicht einer bestimmten politischen Partei ange¬hören soll . Aber in einer Beziehung muß er doch auchpolitisch gewissen Anforderungen entsprechen : Er mußim großen und ganzen mit der Richtung, welche die
Regierungspolitik einhält, einverstanden sein, er muß sievertreren und er muß sich deshalb vorher überlegen, bevorer in den Dienst der Verwaltung eintritt , ob seine poli¬tische Ueberzeugung ihm gestattet, dieser Regierung seineDienste als Verwaltungsbeamber zu widmen. Er muß sichauch mancheZurückhaltung im öffentlichen Leben auferlegen.Es gehtnicht an, daßein Verwaltungsbeamter die Regierung ,die er zu vertreten hat, bekämpft, daß er zu ihr in einen
Gegensatz tritt . Aber ich wiederhole, das erfordert nicht ,daß der Verwaltungsbeamte einer bestimmten politischenPartei zugehört . Und in der Zeit , in der ich die Verwal¬tung führe, ist mir noch kein Dienstzeugnis zu Gesichtgekommen, wie es hier von dem Herrn Vertreter desZentrums mitgeteilt wurde, das sich über die Zugehörig¬keit des Betreffenden zu einer politischen Partei oder garüber die seiner Familie ausspricht. Für diese Zeugnissesind bestimmte Formulare vorgeschrieben . Diese enthaltensine Frage nach der politischen Ueberzeugung nicht , undich habe eine solche Bemerkung auch noch nicht gesehen .Wenn eine solche Bemerkung gemacht wurde, war eseine Zutat aus eigenem , freien Willen des betreffendenVorgesetzten , aber keinesfalls etwas, was vom Mini¬sterium verlangt oder gewünscht wird.
Es ist dann bezüglich eines Bezirksbeamten gesagtworden , er habe sich etwas zu Schulden kommen lassen,was hoffentlich nicht wieder vorkomme . Er soll sichdahin ausgesprochen haben, ein bestimmter Bürgermeister ,der dem Zentrum angehöre , sei eben deshalb keinegeeignete Vertrauensperson . Von dieser Sachehabe ich nur durch ein Zentrumsblatt Kenntnis be¬kommen , und ich hnbe aus dieser Darstellung selbst keineVeranlassung genommen, der Sache nachzugehen. Ichglaube, den Beamten trifft kein Vorwurf . Zunächst istM bemerken, daß es sich um einen dienstlichen Bericht han¬delt. der jedenfalls nur infolge eines schweren Vertrauens -druchs aus den Redaktionstisch und dann in die Presse ge¬kommen ist . (Abg. Gießler : Infolge eines öffentlichenProzesses !) Das war mir nicht bekannt. Dann ist es alsokeinVertrauensbruch, sondern eine öffentlich erörterte Sache .In diesem Bericht erledigt der Bezirksbeamte einen Auf¬trag , der ihm von der Oberschulbehörde dahin erteiltworden ist, auf Grund von vertraulichen Erhebungen sichüber gewisse Verfehlungen zu äußern , die einem Haupt -lehrer zur Last gelegt wurden . Und da sagt er eshandelte sich „ni Vorgänge in einer kleineren Landge¬meinde daß in dieser Gemeinde sich die politischenGegensätze so zugespitzt hätten , daß vertrauliche Er¬hebungen keinen Erfolg versprächen; es sei anzunehmen,atz die

Gemeindemitglieder je nach der Parteischattierungw oder so aussagen (also je nach der Parteischattierung ,r kpncht nicht von einer bestimmten Partei ) . Und weiter'"St er, auch der Bürgermeister würde keine geeignete

Vertrauensperson sein : „ Er ist politisch überzeugter Zen¬trumsmann und auch Hauptgegner des H^riptlehrersSoundso , Vetter des Schreiners Soundso und deshalbkein geeigneter Vertrauensmann .
" Ich glaube, darauskann man dem Beamten keinen Vorwurf machen (Zu¬stimmung bei den Nationalliberalen ) . Der Beamte warüberzeugt, daß er aus diesem Wege den amtlichen Auf¬trag nicht erfüllen könne, und pflichtgemäß hat er dasberichtet .

Von der Anerkennung der Beamtenschaft, die hier aus¬gesprochen wurde, ist eine weitere Ausnahme durch denHerrn Abg . Pfeiffle gemacht worden . Er hat hierden Herrn Ministerialrat Schäfer in einer sehr schar¬fen Weise angegriffen . Er hat ihn angegriffen einmalwegen feiner früheren Dienstführung als Polizeidirektorin Mannheim , dann auch wegen seiner Dienstführung hierals Ministerialrat . Ich halte diese Angriffe nach beidenRichtungen für durchaus unbegründet . Was die Tätig¬keit des Herrn Polizeidirektors Schäfer in Mannheim be¬trifft , so ist hierüber seinerzeit hier ausgiebig verhandeltworden. Ich habe jene Verhandlungen eingehend gele¬sen, als ich meinen Dienst hier angetreten habe, und ichhabe nicht gefunden, daß, was an tatsächlichem Materialdamals beigebracht wurde und was vor einer gewissen¬haften Prüfung standhielt, geeignet war , das harte Urteilüber diesen Beamten zu rechtfertigen. Herr Schäfer hatin Mannheim durchaus seine Pflicht erfüllt , er war eingewissenhafter Beamter , er war allerdings ein scharferBeamter , er hat manchen Leuten auf die Hühneraugengetreten und er hat damit natürlich auch Schmerzgefühleund den Ausdruck dieser Gefühle ausgelöst.
Was seine Tätigkeit hier im Ministerium betrifft , sokann ich aus eigener Anschauung darüber urteilen , undich kann nur sagen, daß ich auch hier ganz energisch fürmeinen von mir hochgeschätzten Kollegen eintrete . Auchin seiner jetzigen Stellung tut er in vollem Maße seinePflicht, und ich habe ihn kennen gelernt als einen zwarstrengen Vorgesetzten , der dieselben Anforderungen anAndere stellt, die er an sich selber stellt, aber auch alseinen gerechten Vorgesetzten und auch als einen Vorge¬setzten, der sich bei der Behandlung der Angelegenheitender Polizei von der höheren Warte des Ministeriumsans durchaus nicht von kleinlichen Gesichtspunkten leitenlaßt .

Was insbesondere die Versetzungen betrifft , diehier zur Sprache gebracht worden sind , so sind diese meinesWissens nicht in meiner Abwesenheit erfolgt ; wenn dieeine oder andere doch während ineiner Abwesenheit er¬folgt sein sollte , so ist mir das nicht gegenwärtig . DieVersetzung des Polizerkommiffärs Reimling ist nichtin meiner Abwesenheit sondern mit meiner Zustimmungerfolgt , und zwar aus guten, dienstlichen Gründen . Undwas den Tod dieses Polizeikommissärs anbetrifst , so ister an einer Lungenentzündung gestorben, die er sich hierim Dienst zugezogen hat. Mit der Versetzung hing alsodieser Todesfall höchstens mittelbar zusammen, indem sichfür den betreffenden Beamten umnittelbar an seinen Um¬zug eine angestrengte Tätigkeit gelegentlich der Feierlich¬keiten, die sich hier vollzogen , anschloß.
Da ich gerade bei den Ausführungen des Herrn Abg.Pfeiffle bin, so möchte ich auch kurz auf das eingehen,ivas erübermich gesagt hat . Ich hatte geglaubt , aufdiese Dinge nicht mehr zurückkommen zu müssen, nach¬dem sie in der allgemeinen Finanzdebatte erörtert wordensind. Der Herr Abg. Pfeiffle hat gesagt, ich hätte nichtabgewartet , bis man mich gefragt hätte , sondern ich hättevon mir aus ein Politisches Glaubensbekenntnis hier ab¬gelegt. Der Herr Abg . Pfeiffle wird mir Wohl gestatten
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müssen , daß ich dann das Wort ergreife, wann i ch es für
geboten halte . (Abg . Pfeiffle : Das war kein Vor¬
wurf !) Es klang doch so ein leichter Vorwurf durch , ich
hätte ohne eigentliche Veranlassung die Frage meiner
Stellung zur Sozialdemokratie hier zur Sprache gebracht .
Indessen habe ich dazu eine sehr ausreichende Veranlas¬
sung gehabt : Es 4var vorher von seiten der Sozialdemo¬
kraten gesagt worden, daß sie mir mit Mißtrauen entge-
genkommen, und daß sie von den Ministern als Staats¬
bürger zweiter Klasse behandelt würden ; darauf hatte ich
zu erwidern . Sie (zu den Sozialdemokraten ) sind so ge¬
wohnt , große Worte in den Volksversammlungen gegen¬
über der Menge , die Ihnen begeistert lauscht , zu gebrau¬
chen , daß Ihnen das Gefühl dafür , was Sie anderen Leu¬
ten an den Kopf werfen , gänzlich verloren geht (Heiter¬
keit) . Sie erlauben sich die gröbsten Beleidigungen ge¬
gen die Minister , und Sie Wundern sich dann , wenn man
Ihnen entsprechend antwortet . Es ist eine grobe Beleidi¬
gung gegenüber einem Minister , wenn Sie ihm sagen ,
daß er Sie als Staatsbürger zweiter Klasse behandle, und
es ist eine grobe Beleidigung , wenn Sie uns immerfort
sagen , daß wir die Verfassung verletzen ! Sie , die „Hüter
der Verfassung"

, Sie selber sagen, daß Sie die Monar¬
chie bekämpfen, in einem monarchischen Staat , wo die
Stellung des Monarchen an der Spitze des Staates in der
Verfassung festgelegt ist !

Es ist mir dann von dem Herrn Abg . Pfeiffle wie¬
derum zum Vorwurf gemacht worden, daß ich gesagt
habe, ein Sozialdemokrat könne nicht Beam¬
ter sein . Ich stehe selbstverständlich auch heute noch auf
diesem Standpunkt und werde immer darauf stehen . Ich
habe ausgeführt , warum ich auf diesem Standpunkt stehe,
ich habe gesagt : Wenn Sie sich in einem monarchischen
Staat als Republikaner bekennen, und zwar nicht nur als
Republikaner der Theorie nach , sondern in dem Sinne ,
daß Sie die Monarchie bekämpfen (der Herr Abg . Kolb
hat in seinem großen Leitartikel wiederholt hervorgeho¬
ben , daß er das tut ) , und wenn Sie ein Parteiprogramm
haben, das auf friedlichen: Wege gar nicht verwirklicht
werden kann — das halte ich aufrecht auch nach dem , was
der Herr Abg . Kolb hier uns irr dieser Beziehung gesagt
hat — , und wenn Sie ferner immer mit der Revolution
spielen, wenn Sie sagen, wenn das und das nicht geschieht
oder wenn das und das geschieht, dann ist jedes Mittel
erlaubt , dann greifen tvir einfach zur Gewalt , dann kön¬
nen Sie sich nicht darüber wundern , wenn derjenige , der
an verantwortlicher Stelle steht , sagt, ein »solcher Mann ,
der diesen Bestrebungen huldigt , kann nicht Staatsbeam¬
ter sein . Ich will über diesen Gegenstand keine weiteren
Worte verlieren , wir werden uns darüber Wohl niemals
verständigen.

Ich werde dem Herrn Abg . Pfeiffle auch nicht Len
Gefallen tun , hier zu sagen, obichdieHerrenSo -
zialdemokraten hier missen möchte oder
nicht (Heiterkeit) . Es ist das eine rein akademische
Frage , ob ich Sie missen will oder nicht , denn wenn ich
Sie auch missen will . Sie werden ja doch gewählt werden
(Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten ) und werden
hier erscheinen . Was ich gesagt habe und was ich auf¬
recht erhalte , das ist das , daß ich es tief bedauere, wenn
auch bürgerliche Parteien Ihnen die Stimme geben und
dazu beitragen , daß Sie hier in solcher Anzahl vertreten
sind . Dabei mache ich keinen Unterschied zwischen den bei¬
den Seiten des Hauses (Lebhafte Heiterkeit) .

Nun kehre ich zurück zu den Verwaltungsbeamten . Ich
habe gesagt, Laß der Verwaltungsbeamte gewisse persön-'
liche Eigenschaften haben muß , und ich halte es für eine
meiner Hauptaufgaben , mir den Zugang zu unse¬

rer Verwaltung daraufhin anzusehen, ob die Her¬
ren diese persönlichen Eigenschaften besitzen, vor allem, ob
sie das Feuer der Verwaltung haben , ob sie die Leiden¬
schaft haben, mit der man sich in die Verwaltung stellen
muß ; denn der Beamte muß seine ganze Person einfetzen ,
wenn er in der Verwaltung richtig arbeiten will. Ich
bin aber auch der Meinung , daß die Vorbildung
der Verwaltungsbeamten eine etwas an¬
dere werden muß , und zwar zunächst die Vorbildung,
wie sie die späteren Beamten schon auf der Universität er¬
halten , dann die Vorbildung , die sie während ihrer Aus¬
bildungszeit im praktischen Dienst erhalten . Die Frage,
wie das Universitätsstudium für die künftige Verwal¬
tungsbeamten zu gestalten sei , ist ja in der neuesten Zeit
in der Oeffentlichkeit eingehenden und zum Teil sehr be¬
achtenswerten Erörterungen unterzogen worden . Ich will «
mich darüber nicht näher verbreiten , dagegen wird esl
schon in der nächsten Zeit meine Aufgabe sein, dafür zu »
sorgen, daß schon der Rechtspraktikant mehr in das Prak- I
tische , in das wirtschaftliche Leben eingeführt wird . Es »
ist auch für die Weiterbildung der Herren , welche die »
zweite Prüfung abgelegt haben, und auch derjenigen , die
in die Stellung des Verwaltungsbeamten bereits einge¬
treten sind , schon manches geschehen, und es soll noch wei¬
teres geschehen. Schon mein Herr Amtsvorgänger hat in
dieser Beziehung eingeführt , daß einzelne Verwaltungs¬
beamte zu Fortbildungskursen , die da und dort , in Frank¬
furt , in Cöln, abgehalten worden sind , beurlaubt wurden,
daß sie da Vorträge entgegennahmen , Fabrikenbesichti-
gungeu Vornahmen usw., und es hat sodann im vorigen
Jahre eine Reise von badischen Berwaltngsbeamten un¬
ter der Führung des Professors Gothein von Heidelberg
stattgefunden . Sie haben 14 Tage in der Rheinprovinz
und in Westfalen zugebracht, haben dort Fabriken , Berg¬
werke besucht, einer Sitzung der Landwirtschaftskammer
angewohnt , sich mit den Einrichtungen gewisser Gemein¬
den (der Stadt Essen usw. ) vertraut gemacht , und es if
sodann der Gegenstand der Besichtigungen von den ein¬
zelnen Herren in Berichtet! verarbeitet worden . Weiter¬
hin sind diese Herren im Spätjahr in Heidelberg unter
der Führung des Herrn Gothein wieder zusammengetre
ten ; da wurden diese Berichte vorgetragen und es würbe
darüber diskutiert . Auch ich habe an einem dieser Vor¬
mittage teilgenommen , mein Referent hat an einem an¬
deren Tage teilgenommen , und ich kann nur sagen, ball
ich hochbefriedigt von dem Ergebnis bin . Diese Einriä-
tung soll fortgesetzt werden, sie soll weiter ausgebaut wer¬
den , wir wollen auch einen Fortbildungskurs
Verwaltungsbeamte an einer unserer Hochschulen einrich¬
ten . Ich werde dem Hohen Hause stets dankbar sein , wen»
Sie mich auf diesem Wege unterstützen.

Es ist dann ein leiser Tadel gegen das Ministerium der
Innern ausgesprochen worden , daß es für die Vermed -
rnng des Kanzleipersonals nicht genüget
sorge . Die Anschauungen des Herrn Abg . Binz über
diese Frage könnte man zusammenfassen in den Wörter-
„ Für jedes dauernde Bedürfnis eine etatmäßige Stelle!'
Nun , das ist ein idealer Standpunkt , den wir so bal«
wohl nicht werden verwirklichen können. Wenn wir b)^
diesen Standpunkt anwenden wollten, so müßten wir ib"
durch die ganze Staatsverwaltung durchführen. ^
müßten also z . B . auch alle Amtsgehilfen zu Amtnw^
nern machen , wir müßten sie in etatmäßige Stellung
bringen . Und das geht doch wohl nicht an , einmal niE
wegen der stärkeren Haftung des Staates , dann ^
auch deshalb nicht, weil doch eine gewisse Bewährung ö*
Beamten , eine gewisse Schulung , erne gewisse Erfahret
die Sammlung von Kenntnissen usw. erforderlich ist,
man ihn in die Stellung eines etatmäßigen Beamten
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rücken läßt . Tatsächlich sind nun die Kanzleibeamten der
Bezirksverwaltung hinsichtlich der etatmäßigen Anstellung
nicht schlechter gestellt als unsere akademisch gebildeten Be¬
amten , als unsere Assessoren ; auch diese werden 28 und
80 Jahre alt , bis sie zu etatmäßiger Anstellung gelangen .
Io alt werden auch die Aktuare , die etatmäßig werden .
Pis dann die Aktuare zu Registratoren befördert werden
(es ist das eine höhere Stufe der Kanzleibeamten ) , wer¬
ben sie 33 bis 40 Jahre alt .

Das Verhältnis zwischen der Zahl der etatmäßigen
und der nichtetatmäßigen Kanzleibeamten ist in unserer
Verwaltung etwa das von zwei Fünftel zu drei Fünftel ,
also zwei Fünftel sind etatmäßig und drei Fünftel nicht¬
etatmäßig . Bei der Justiz ist es etwas besser , aber nicht
sehr erheblich . Die Justiz hat ja in diesem Etat eine An¬
zahl Stellen angefordert . Wir haben uns einer solchen
Anforderung enthalten , weil wir auf Grund dessen ,
was ich eben gesagt habe , die Sache nicht für so dringend
hielten , gerade jetzt , wo es sich um die Neugestaltung der
Bezüge , um den Gehaltstarif , um die Umgestaltung der
ganzen Beamtengesetzgebung handelt , und wo also auch
alle die neuen Beamten in die verschiedenen neugeschaf¬
fene» Kategorien neu einzureihen sind , mit einer Mehr¬
forderung zu kommen . Wir haben eine Reihe von Mehr¬
forderungen auf anderen Gebieten , wir haben 130 etat¬
mäßige Beamte mehr gefordert , wie der Herr Abg . Binz
ja auch hervorgehoben hat , und wir glaubten , um diese
Forderung nicht zu gefährden , auf dem Gebiet der Kanz -
lnbeamten zurückhalten zu sollen . Wir verkennen nicht ,
daß das nicht dem Wunsche entspricht , der von diesen ?.
Hohen Hause f . Zt . ausgesprochen worden ist . Bei die¬
sem Wunsche war aber doch wohl die Hauptsache die Stel¬
lung der Beamten im Gehaltstarif , und diesem Wunsche
ist unseres Erachtens in ausgiebigem Maße entsprochen
worden . Es wird aber auch fernerhin unser Bestrebensein, das richtige Verhältnis zwischen der Zahl der etat¬
mäßige » und nichtetatmäßigen Beamten berbeizuführen ,und wir werden uns erlauben , im nächsten Budget mit
einer Mehrforderung in dieser Beziehung zu kommen .

Ich möchte übrigens doch auch noch darauf Hinweisen ,daß man die Frage : „ Wann ist ein Bedürfnis nach
gewissen Beamtenstellen dauernd ? "

nicht so kurzer Hand
beantworten kann . Herr Abg . Binz hat selber darauf
hingewiesen , daß mancherlei Vereinfachungen möglich seien ,durch Verminderung des Schreibwerks , vielleicht auch
durch eine andere Organisation Ich glaube dem bei¬
treten zu können , und ich glaube , daß vielfach ein geringeres
Bedürfnis nach Beamten , auch bei den Bezirksstellen , vor¬
handen wäre , wenn eine zweckmäßigeMnteilung des Dienstes ,«in Zusammenarbeiten der höhern und der unteren Beamten .b>mn alles dasjenige platzgreifen würde , was eben geschehenwnn , um das Schreibgeschäft usw . auf das Notwendige zu be¬
schränken . Ich denke dabei auch insbesondere daran , wie
sehr der Dienst erleichtert wird , wenn die höheren Be¬
amten früher auf das Büro gehen (Lebhafte Zustimmung ,Heiterkeit )s, und wenn infolgedessen die Zeiten , innerhalbderen das Kanzleipersonal und die höheren Beamten sich inden Diensträumen befinden , nicht allzusehr verschiedensind . An und für sich ist es ja wohl gleichgültig , in
Welchen Stunden der Beamte arbeitet , wenn er nur seine
Wicht tut , wenn er die nötige Zeit und die nötigeMühe aus die Arbeit verwendet . Aber das erleidet zwei
Ausnahmen : Einmal ist , wann der Beamte sich in seinem
Dienstzimmer befindet , dann nicht gleichgiltig , wenn er«hilcksichten aus das Publikum zu nehmen , wenn er Pub -
nkum zu empfangen hat , und ferner nicht , wenn er aus
,

« Mitarbeit seines Kanzleipersonals angewiesen ist . Siesehen, daß ich den Anregungen , die hier vorgebracht

wurden , auch bezüglich der Vereinfachung volle Beachtung
schenke und daß ich ihnen sehr gerne auch weiter folgen
werde .

Was die starke Inanspruchnahme der Bezirksämter
durch die Vermittlungstätigkeit bei der sozialen
Gesetzgebung betrifft , so wird dem wohl nicht auf
andere Weise abzuhelfen sein als dadurch , daß man be¬
sondere Behörden für die ganze Arbeit der Ver¬
sicherung einrichtet . Davon ist ja schon wiederholt die
Rede gewesen . Es ist das eine Frage , die zur Lösung
zu bringen sein wird , wenn es sich um die Vereinfachung
der Arbeiterversicherung handelt -

Einen weiten Raum in den Erörterungen der ver¬
schiedenen Herren Vorredner haben sodann die Verhält¬
nisse der Schutzmannschaft eingenommen . Es ist ,wie ich mit Dank anerkenne , von den beiden ersten
Redern das Bedürfnis nach der Errichtung einer Poli¬
zeihauptmannsstelle in Mannheim anerkannt
worden . Dieselbe Einrichtung ist dagegen von dem Herrn
Abg . Pfeiffle einer scharfen Kritik unterzogen worden .
Er ist dabei wohl von unrichtigen Voraussetzungen aus¬
gegangen . Wenn er zunächst meint , daß dieser Polizei¬
hauptmann in meinem oder im Kopfe des Herrn Schäfer
bereits gepanzert dastehe und nur auf den Moment
warte , wo er heraustreten könne , so ist das nicht richtig .
Wir wissen noch nicht , wen wir für diese Stelle , falls
sie uns bewilligt wird , in Vorschlag bringen wollen . Ich
habe in der Kommission nur gesagt , daß es ein Badener
und ein früherer Offizier sein solle , der die nötigen Eigen¬
schaften für diese Stelle besitzt . Ich glaube nicht , daß es
nicht möglich sein sollte , für die Gehaltsbezüge , wie sie in
I) 3 vorgesehen sind , einen tüchtigen Offizier zu ge¬winnen . Selbstverständlich kann es nur eine ganz ein¬
wandfreie Persönlichkeit sein , der ein so wichtiges Amt
anvertraut wird . Dabei ist eS nicht unsere Absicht ,einen dem Zivil feindlichen , sich von ihm nbsondernden
Geist in die Schutzmannschaft zu bringen . Ich habe
selbst lange an der Spitze eines Bezirksamtes ge¬
standen , hier in Karlsruhe , und ich glaube nicht ,
daß jemand sagen kann , daß ein derartiger Geist
damals in der Schutzmannschaft geherrscht hätte . Ich
bin vielmehr der Meinung , daß auch die Schutz¬
mannschaft , gerade so wie die Beamten überhaupt , sich
stets dessen bewußt sein müssen , daß sie für das Publikumda sind , und daß sie in einer freundlichen und ange¬
messenen Weise mit dem Publikum zu verkehren haben ,
unbeschadet des nötigen Ernstes und der nötigen Strenge ,wenn es nicht anders geht . Ich werde meinerseits auch
den Polizeihauptmann in diesem Sinne instruieren , und
ich glaube nicht , daß Sie , wenn Sie unparteiischen Auges
seine Tätigkeit beobachten , Anlaß zur Unfriedenheit haben
werden .

Es ist dann gesagt worden , daß die gegen die Schutz¬
mannschaft verhängten Strafen eine auffallend hohe
Zahl erreicht hätten , insbesondere in Mannheim . Ich
habe schon in der Kommission gesagt , daß ich es sehr
auffallend finde , wenn die Schutzmannschaft sich darüber
beschwert . Denn gestraft wird nur , wer sich verfehlt , und
wenn also viele Strafen Vorkommen , so zeigt das , daßviele Verfehlungen vorgekommen find . Im allgemeinenkann man also aus der Zahl der Strafen darauf schließen ,daß die Beamten zu wünschen übrig lassen . Ich verkenne
dabei aber nicht , daß die ungenügenden Leistungen , die
da und dort hervortreten , vielleicht auch auf unrichtige
Maßnahmen der Leitung , auf zeitweise allzu große In¬
anspruchnahme zurückzuführen sind . Gerade in dieser
Beziehung soll ja der Polizeihauptmann Abhilfe schaffen .
Indessen meine ich, daß die Zahlen , die wir mitgeteilt



haben , eigentlich eher eine günstige Beurteilung verdient
hätten . Wir sehen in dem Verzeichnis der in den Jahren
1906 und 1907 gegen die Mannheimer Schutzmannschaft
erkannten Strafen , daß die Arreststrafen von 12 im
Jahre 1906 auf 5 im Jahre 1907 zurückgegangen find ;wir sehen , daß im Jahre 1906 44 , im Jahre 1907
37 Geldstrafen verhängt wurden ; wir sehen , daß dagegendie Erziehungsmittel , die Rügen , etwas zugenommen haben .
Es ist also mehr von den Erziehungsmitteln Gebrauch
gemacht worden . Alles zusammen genommen , Strafen
und Erziehungsmittel , sehen wir , daß im Jahre 1906
104 derartige Maßregeln stattfanden , im Jahre 1907
nur 82 . Es ist also eine Besserung eingetreten .

Es wurde nun allerdings eine Art der Bestrafung be¬
sonders beanstandet , die Entziehung oder Ver¬
kürzung des Urlaubs und die Entziehung des
dienstfreien Tages . Es fällt in der Tat m dem
Verzeichnis der von den verschiedenen Bezirksämtern in
dieser Hinficht erkannten Strafen auf , wie ungleich hier
verfahren worden ist . In Heidelberg z. B . ist die Entziehung
des dienstfreien Tages , in Mannheim die Verkürzung des
Urlaubs ziemlich häufig vorgekommen ; Pforzheim dagegen
ist ohne Entziehung der dienstfreien Tage und ohne Ver¬
kürzung des Urlaubes ausgekommen . Ich muß nun ge¬
stehen , daß auch ich grundsätzliche Bedenken gegen diese
Art der Bestrafung habe , insbesondere gegen die Entzie¬
hung des dienstfreien Tages . Die Entziehung des dienst¬
freien Tages ist zwar ausdrücklich in die Dienstordnung
für die Schutzmannschaft unter die Erziehungsmittel aus¬
genommen . Aber ich meine , der dienstfreie Tag ist ein
unbedingtes Erfordernis (Lebhafte Zustimmung ), der Mann
muß nach einer gewissen Zeit eine gewisse Ausspannung
haben . Es ist das keine Vergünstigung , sondern es ist
das eine Notwendigkeit , gerade wie der Sonntag eine
Notwendigkeit ist und die Sonntagsruhe , für die ja auch
die Schutzleute tätig sein müssen . Aehnlich scheint es mir
auch mit dem Urlaub zu sein ; auch der Urlaub ist eine
gewisse Ausspannung , ein Bedürfnis . Ich glaube also ,man sollte nur aus sehr dringenden Gründen eine Ver¬
kürzung des Urlaubs eintreten lassen .

Was sodann das Ziviltragen betrifft , so ist diese
Frage doch eigentlich erleoigt durch das , was die Regie¬
rung bereits der Budgetkommisfion gegenüber erklärt hat .
Man muß meines Erachtens unterscheiden zwischen dem
Ruhetage , der auf den 24 - Stundendienst folgt , und zwischen
dem dienstfreien Tage , das ist der 14 . Werktag und der
4 . Sonntag . An den Ruhetagen kann man die Schutz¬
leute nicht wohl in Zivil gehen lasten , außer bei beson¬
derer Erlaubnis , wenn sie einen triftigen Grund dafür
haben . Wenn das Ziviltragen an Ruhetagen allgemein
gestattet wäre , würde ja die Hälfte der Schutzmannschaft
stets in Zivil sein , und das ist deshalb nicht angängig ,weil die Schutzmannschaft auch an dem Ruhetage zum
Eingreifen doch stets bereit sein muß , wenn aus irgend
welchen Gründen ein größeres Aufgebot von Mannschaften
notwendig ist . Dagegen ist es meiner Meinung nach
durchaus unbedenklich , daß die Schutzleute am dienstfreien
Tage Zivil tragen . Das gehört sogar zum dienstfreien
Tage , der Mann kann nicht richtig ausspannen , wenn er
nicht in Zivil gehen darf (Lebhafte Zustimmung ) . Ebenso
glaube ich, daß man ihnen an dem dienstfreien Tage
erlauben sollte , den Ort ohne besondere Erlaubnis zu
Verlusten . Ich werde in dieser Beziehung das Nötige
veranlassen (Beifall ) .

Es ist sodann über den 24 - Stundendienst hier
einiges gesagt worden , und es wurde vom Herrn Bericht¬
erstatter gebeten , daß diese Frage einer erneuten Prüfung
unterzogen werden möge . Wir haben in unserer Erklärung ,

die im Berichte wiedergegeben ist , gesagt , daß der 24 -
Stundendienst bei allen Aemtern mit Ausnahme von
Baden - Baden eingeführt ist und sich im allgemeinen der
Zustimmung sämtlicher Beteiligter erfreut . Der Herr
Berichterstatter hat aber gesagt , ihm sei von Freiburger
Schutzleuten etwas anderes mitgeteilt worden . Nun , von
Freiburg haben auch wir etwas derartiges gehört , und
zwar hat sich der eine der mit der Behandlung der Schutz¬leute betrauten Aerzte dahin ausgesprochen , nach seiner
Ansicht sei der 24 - Stundendienst für die älteren Leute zu
anstrengend und es zeigten sich die Folgen davon in ge¬
wissen nervösen usw . Erscheinungen (Abg . Kräuter :
Sehr richtig ! ) ; er hat deshalb auch Vorschläge gemacht ,wie dieser 24 - Stundendienst zu mildern sei ; wenn diese
Milderungen eintreten , würde dieser Dienst auch für die
älteren Leute keine Bedenken haben - Wir haben diese
Ansicht den andern Bezirksämtern mitgeteilt und die Sache
wird einer nochmaligen Prüfung unterzogen .

Es ist sodann gesagt worden , die Vergebung der
Uniformen sollte in der Weise erfolgen , daß sich nicht
eine Monopolstellung der Lieferanten entwickle . Es sollte
diese Vergebung im Wege der Submission geschehen . Wie
nun aus unserer in Ihren Bericht aufgenommenen Er¬
klärung hervorgeht , beruhen beide Verträge , sowohl der¬
jenige mit dem Lieferanten für die Schutzmannskleidung
als der mit dem Lieferanten für die Gendarmeriekleidung ,
ursprünglich auf einer Submission , und zwar bei dem
einen auf einem engeren Wettbewerb , bei dem andern auf
einem allgemeinen Wettbewerb ; diese Verträge sind dann
allerdings mit den Betreffenden immer wieder erneuert
worden . Es erscheint auch mir richtig , daß man von Zeit
zu Zeit in nicht allzulangen Zwischenräumen dadurch eine
gewisse Korrektur eintreten lasten muß , daß man wieder
eine Submission vornimmt , und ich bin vollständig bereit ,in dieser Beziehung der gegebenen Anregung zu folgen .
Es hängt das aber nicht allein von mir ab , es ist das
zunächst eine Sache auch des Finanzministeriums ; ich
muß also mit meinem Kollegen vom Finanzministerium

arüber ins Benehmen treten -

Was die weitere Frage der besonderen Berücksichtigung
von Tariffirmen betrifft , so hat der Lieferant der
Schuhmannskleider einen solchen Tarifvertrag abgeschlossen ;
der Lieferant der Gendarmeriekleidung hat einen solchen
Vertrag nicht abgeschlossen , hat aber von sich aus aus
Grund der Verhandlungen mit seinen Arbeitern die Löhne
seiner Arbeiter wesentlich erhöht . Ich anerkenne den
Grund des Verlangens der Bevorzugung von Tariffirmen ,
nämlich den Gedanken , daß eine Lieferung für Staats¬
zwecke nicht demjenigen zufallen soll , der niedrige Preise
nur deshalb bieten kann , weil er seine Arbeiter schlechter
bezahlt . Aber daraus ergibt sich meines Erachtens noch
nicht , daß der Staat nun ohne weiteres die Tarisfirmen bevor¬
zugt . Man muß da von Fall zu Fall prüfen , wie die
Verhältnisse liegen ; und wo etwa ein solcher Tarif¬
vertrag nur im Wege des Zwanges zustande
gekommen ist — den die Arbeiterschaft ausgeübt hat , und
wobei es schließlich zu Zugeständnissen gekommen ist , die
über das Maß des Billigen hinausgehen — . da darf
der Staat nicht etwa Partei für die Arbeiterschaft
und gegen den Arbeitgeber nehmen , indem er nun einen
Arbeitgeber , der sich diesem Zwang entzogen hat , nicht mit
der Lieferung betraut . Aber das muß allerdings immer , das
wiederhole ich , im Auge behalten werden : Es darf nicht ein
Angebot deshalb angenommen werden , weil es infolge
schlechterer Bezahlung der Arbeiter günstiger ist . Auch
diese Frage bedarf übrigens einer Erörterung im Schafte
des Staatsministeriums ; ich werde der Anregung jeden¬
falls in diesem Sinne weitere Folge geben .



Es ist dann die Frage der Polizeiassistentin zurSprache gebracht worden. Ich muß sagen, daß auch michder Bericht der Polizeiasfistentin von Stuttgart außer¬
ordentlich interessiert hat , und daß mir der Gedanke der
Anstellung einer Polizeiassistentin durchaus sympathisch ist.Wir haben indessen über diese Frage zweimal Erhebungen
gemacht und die Bezirksämter haben sich durchweg ab¬
lehnend ausgesprochen . Sie haben gesagt, daß bereits
auf andere Weise dem Bedürfnis nach einer weiblichen
Stütze für die weiblichen Personen , die mit der Polizeiin Konflikt geraten , welches übrigens ohne weiteres aner¬
kannt werde , abgeholfen sei . Nach den Vorschlägen und
nach dem Stuttgarter Bericht soll ja die Polizeiassistentin
verschiedene Funktionen ausüben : sie soll bei der Unter¬
suchung der aufgegriffenen Frauenspersonen gegenwärtig
sein, sie soll unter Umständen sogar gegen diese Unter¬
suchung Einsprache erheben können ; sie soll sodann die
Verhafteten im Gefängnis besuchen , und nach deren Ent¬
lastung soll sie für ihre Unterkunft sorgen und ihnen
weiterhelfen. Nun ist bei diesen Untersuchungen schon
jetzt stets eine weibliche Person zugegen, es ist das entweder
eine Krankenschwester oder eine Frau; diese hat allerdings
nicht dos Recht einer Einsprache gegen die ärztliche Unter¬
suchung ; gegen das Recht haben sich auch die Bezirksärzte
(die bei uns mit diesen Untersuchungen betraut sind ) aufdas entschiedenste verwahrt, und ich glaube auch , daß , da
unsere Bezirksärzte bewährte ältere Beamte find , gerade
dazu ein Bedürfnis bei uns nicht besteht.

Was sodann die übrigen in Stuttgart für diese Poli¬
zeiassistentin vorgesehenen Funktionen betrifft — das
Aufsuchen der Personen im Gefängnis und die weitere
Fürsorge für sie — , so sind es bei uns charitative Ver¬
bände . die sich in sehr dankenswerter Weise dieser Auf¬
gabe unterziehen ; und mit diesen charitativen Gesell¬
schaften (die zum Teil auf konfessioneller , zum Teil aus
Paritätischer Grundlage beruhen) haben die Bezirks¬ämter überall Führung genommen. Wir haben auch in
diesern Sinne auf die Petitionen geantwortet , die von
solchen Verbänden an uns gelangt sind ; wir haben ihnen
gesagt , daß wir glaubten , es sei auch künftighin dies Ge¬biet der freien Liebestätigkeit diesen Gesellschaften zurBebauung zu überlassen, es empfehle sich aber viel¬
leicht für sie die Erwägung , ob sie nicht gerade für den
Vollzug dieser Aufgaben bestimmte Persönlichkeiten
ausstellen wollten. Und es käme nun in Frage , ob etwader Staat unterstützend eingreist , indem er eben derarti¬
gen Gesellschaften hilft , solche Personen zu bezahlen.Ich glaube , das wäre vielleicht die erste Maßregel , dieauf diesem Gebiete zu ergreifen wäre .

Ich möchte sodann noch aus den Unterschied Hinweisen ,der zwischen uns und Stuttgart besteht , und das ist der,daß eben in Stuttgart eine Gemeinde Polizei ist undhier bei uns die Staatspolizei . Die Gemeindepolizeihat eine ganze Reihe von weiteren Aufgaben für die
Gemeinden mitzuerfüllen , Ausgaben , die auf dem Ge¬biete der Armenpflege liegen, welche die Staatspolizeilucht in dein Maße zu erfüllen bat . Ich glaube , nach un¬serer Organisation läge es sehr nahe , daß auch die Ge¬meinden sich dieser Aufgabe annähmen , indem sie viel¬leicht derartige Persönlichkeiten aufstellten. Ich will aberdamit durchaus nicht sagen, daß ich mich etwa für alleZukunft dagegen verwahren wollte, daß hier eine solche
Valizsiassistentin vom Staat angestellt und besoldet
!mrd ; sch glaube, man muß die Entwicklung der Sacheun Auge behalten und muß sehen , aus welche Weise an:esten in Anpassung an unsere Einrichtungen diesem Jn -/ resse Rechnung getragen wird . Daß die Interessen die" jugendlichen Personen sehr wichtige sind und daß es
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sehr erwünscht ist, wenn da eine weitgehende Fürsorgeeintritt , darin bin ich vollständig mit den Herren , die
hier die Anregung gegeben haben, einverstanden .

Ich konime dann hierbei auf die weitere Anregung , die
bezüglich der kinematographischen Vorstel¬
lungen gegeben worden ist. Ich werde dieser Anre¬
gung nachgehen und werde dasjenige tun , was ich auf¬
grund unsrer Gesetzgebung tun kann . Ich bin auch da¬
rin vollständig mit den Anregungen einverstanden , daß
hier sehr bedenkliche Erscheinungen hervorgetreten sind,wenn auch bei uns nicht immer in den Darbietungen sel¬ber so doch schon in den Ankündigungen der Darbietun¬
gen . Es wird geradezu auf die Lüsternheit der jugend¬lichen Personen , namentlich also auch der halberwachsenen , gerechnet durch die Titel , welche den Darbietungen
gegeben werden, sowohl bei den Kinematographen als
bei den' Mutoskopen und wie diese Einrichtungen alle
heißen.

Es ist dann der Fall Hau erwähnt und gesagt wor¬den , es sei ein Vorgang bei demselben wenig rühmlich ge¬wesen . Ich weiß nicht, ob der Herr Abg. Binz , der das
erwähnt hat , gemeint hat , es sei wenig rühmlich für un¬
sere Polizei gewesen ( Abg . I) r . Binz : Nein !) . Der HerrAbg . I> . Binz sagt nein, ich kann dann diesen Gegen¬stand hier sehr kurz behandeln. Ich glaube , die Polizeihat alles getan , was sie tun konnte, der Herr Polizei¬direktor, der selbst an Ort und Stelle war , der die Maß¬nahmen geleitet hat und der es mit seinem Gewissen undseiner Verantwortung auszumachen hatte , ob er das Mi¬litär ruien sollte oder nicht , hat von seiner Verantwor¬tung einen richtigen Gebrauch gemacht (Abg. Or . Binz :
Wenig rühmlich für einen Teil unserer Bevölkerung !Sehr richtig ! im Zentrum ) . Dem stimme ich ohne weite¬res zu . Ich glaube, wenn das Militär nicht gerufen wor¬den wäre , dann wäre entweder ein erneuter Angriff der
Masse mit der Waffe abgeschlagen worden , dabei hättees sehr schwere Verletzungen aus beiden Seiten gegeben :oder er wäre nicht abgeschlagen worden , dann wäre die
Masse in den Sitzungssaal gedrungen , und der zweiteSkandal wäre größer gewesen als der erste . Dann hätteich einmal den Sturm der Entrüstung sehen mögen , der
sich über das Haupt des unglücklichen Polizeidirektorsentladen hätte. Wir können also dem Polizeidirektor nurdankbar sein , daß er diese Maßnahme ergriffen hat , unddaß dann das Militär in durchaus maßvoller und takt¬voller Weise eingegriffen hat , das ist ja von allen Seitenhier früher bei anderer Gelegenheit anerkannt worden.

Es wurde dann gefragt , ob eine frühere Anordnung ,daß man bei kleinen Polizeiverfehlungenzunächst Mahnungen und Belehrungen ergehenlasse, wieder cingeschlafen sei. Meines Wissens ist sienicht eingeschlasen , sie wird gehandhabt . Sie wird mei¬nes Wissens auch hier in Karlsruhe gehandhabt . Es wird
z . B . in Fällen , wo die Vorschriften über das Meldewesenerstmals verletzt werden , ein gedruckter Zettel geschickt ,worin die Betreffenden auf die Bestimmungen aufmerksam gemacht werden und ihnen gesagt wird , sie möchtendas nicht wieder tun , sonst müßten sie gestraft werden .Ich bin ganz damit einverstanden, daß bei derartigenkleinen Uebertretungen in dieser Weise vorgegangenwird , und ich bin gern bereit, die Bezirksämter wiederdaraus aufmerksam zu machen.
- Dem , was der Herr Abg . Pfeiffle gesagt bat , daß die .Lchutzleute nach der Zahl ihrer Anzeigenbeurteilt würden und daß sie entlassen werden , wennsie nicht eine große Zahl von Anzeigen bringen , muß ichentschieden widersprechen . Ich habe darüber in der Kom¬mission schon Aufschlüsse gegeben . Ich habe gesagt : Unter
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Umständen kann auch die Zahl der Anzeigen für dir Be¬
urteilung eines Mannes von Bedeutung sein . Wenn ein
Mann in einem sehr belebten Viertel , wo immer über
Straßenpolizeiüberschreitungen , darüber , daß zu schnell
von dem u . jenem Fuhrwerk gefahren wird , geklagt wird ,
niemals eine Anzeioechringt , so wird man sagen , das muß
ein lässiger Mann sein . Und ebenso wenn ein Mann in
einem Viertel stationiert ist und patrouilliert , wo viel
über Bettel geklagt wird , und er bringt keinen Bettler
zur Anzeige, wird man auch sagen müssen , der Mann
tut seine Schuldigkeit nicht. Aber daß im allgemeinen
und schematisch danach gesehen wird , wie viel Anzeigen
die Leute haben , daß sie danach klassifiziert oder gar ent¬
lassen werden, wenn sic nicht viele Anzeigen haben, das
ist entschieden nicht zutreffend.

Ueberhaupt spielt eben bei dieser Beurteilung der Po¬
lizei der Umstand eure große Rolle, daß diejenigen, die
eine derartige Kritik üben, die wirkliche Tätigket der
Polizei garnicht kennen . So ist es auch , wenn gesagt wur
de , es sei in Mannheim häufig zu Unrecht gestraft worden,
wie sich aus den gerichtlichen Freisprechungen
ergäbe. Es sind beim Bezirksamt Mannheim — für die
Stadt Mannheim ist das nicht ausgesondert — im Jahre
IliOö 19 000 Menschen wegen Polizeiübertretungen ange-
zeigt worden . Davon sind durch bezirksamtliche Strafver¬
fügungen — ich nenne nur runde Ziffern — 16 000 be¬
straft worden . Sie sehen also, daß das Bezirksamt schon
eine ganze Anzahl von Anzeigen hat unter den Tisch
fallen lassen , natürlich nur figürlich gesprochen , denn es
werden alle Akten sorgfältig aufgehoben (Heiterkeit^ .
Durch schössengerichtliches Urteil wurden 196 bestraft,
und frcigesprocheu wurden durch das Schöffengericht 103.
Also bei einer Zahl von 16 000 Bestrafungen nur 103
Freisprechungen !

Es ist dann ein Fall wegen eines Ateliers
für moderne Frauen kleidung zur Sprache
gekommen . Der Fall liegt in der Tat so , daß man , wie
es scheint, diesmal eine Person streng bestraft hat — sie
wurde vorn Schöffengericht mit 200 Mark bestraft —,
die es vielleicht viel weniger verdient hat als andere.
Aber ich glaube nicht , daß man daraus einen allgemeinen
Vorwurf ableiten kann. .

Was sodann die Beschwerden über die Handha¬
bung der Vorschriften der Grundbuch¬
verfassung ge gen üb er der hiesigen Pri¬
vat s P a r k a s s e betrifft — um die handelt es sich wohl

so ist es richtig, daß der Notar da weitgehende For¬
derungen erhoben hat . Es gehört diese Angelegenheit
aber nicht in meinen Geschäftsbereich . Es wäre wohl
Sache dieser Privatsparkasse gewesen , sich beschwerend an
das Landgericht usw. zu wenden, wenn sie die Anfor¬
derungen für zu weitgehend hielt . Zurzeit liegt die Sache
dem Ministerium des Innern zur Prüfung der Frage vor,
ob diejenigen Bescheinigungen zu erteilen seien , welche
der Notar für nötig hält . Mit dieser Prüfung ist das
Ministerium befaßt und es wird sie im Benehmen mit
dem Ministerium der Justiz zur Erledigung bringen .

ES hängt das mit der weiteren Frage einer Erleich¬
terung der Legitimation derartiger Be -
hörden , An st alten und Körperschaften
zusammen. Diese Frage ist schon wiederholt zwischen den
Ministerien erörtert worden. Sie ist aber noch nicht

»zu einem befriedigenden Abschluß gelangt , weil sie manche
Schwierigkeiten bietet . Ich werde mich indessen für die
Sache interessieren und hoffe , daß auch da ein befriedigen¬
des Ergebnis erzielt werden wird .

Es ist dann von den Automobilen gesprochen
und gesagt worden, daß sie sehr viel Schaden anrichten,

daß insbesondere auch die Landwirtschaft durch sie benach¬
teiligt werde, indem durch die Staubentwicklung entlang
den Straßen , auf denen sich die Automobile bewegen ,
dicke Staubablagerungen auf den Gewächsen
gebildet werden und dadurch das Erträgnis
beeinträchtigt wird . Ich glaube , diese Be¬
schwerde ist durchaus begründet , und es ist ja auch
die Straßenbauverivaltung schon lange damit beschäftigt ,
auf Mittel und Wege zu sinnen , wie man dieser über¬
mäßigen Staubbildung entgegenwirken kann.
Eines dieser Mittel ist ja das Teeren , mit welchem bisher
Versuche gemacht wurden und welche in noch größerem
llmfang in dieser Budgetperiode zur Anwendung gelangen
sollen . Von dem Mittel des Lehrers in Rüppurr ist mir
bis jetzt nicht bekannt gewesen , ich werde aber der Sache
nachgehen .

Was dann die Automobile im übrigen betrifft , so ist
gesagt worden , man sollte die Wettfahrten ver¬
bieten. Das ist seitens des Ministeriums des Innern
in dem einzigen Fall , der das Ministerium während
meiner Amtstätigkeit beschäftigt hat , geschehen. Es sollte
eine Wettfahrt von Seckenheim nach Mannheim statt¬
finden, die hat das Ministerium verboten . Es hat aber
auch eine Zuverlässigkeitsfahrt stattgefunden , die ja nicht
so schlimm ist wie sine Wettfahrt , die aber auch die
Gefahr in sich birgt , in eine Wettfahrt auszuarten . Die
Erfahrungen , die bei jener Zuverlässigkeitsfahrt — es
war die Herkomerfahrt , die über unseren Kniebis ge¬
gangen ist — gemacht wurden , haben dem Ministerium
Veranlassung gegeben , das Ansuchen nach einer zweiten
Zuverlässigkeitsfahrt , die gleichfalls im vorigen Jahre
stattfinden sollte , abzulehnen . (Beifall im Zentr . ) Für die
Zukunft wird man sich Wohl auf einen ähnlichen Stand¬
punkt zu stellen haben , man wird Zuverlässigkeitsfahrten
nicht schlechthin verbieten können, denn sie sind notwendig
im Interesse der Entwicklung dieser wichtigen Industrie .
Aber man wird für die Zuverlässigkeitsfahrten solche
Bedingungen machen müssen , daß Gefährdungen ebenso
Belästigungen auf ein tunlichst geringes Maß gemindert
werden, und daß Beschädigungen an den Straßen zum
Ersatz gelangen . Solche Bedingungen sind von unserer
Oberdirektion entworfen . Sie enthalten , glaube, ich,
alles , luas notwendig ist, und stimmen im wesentlichen
überein mit den Bedingungen , die auch in anderen Län¬
dern für diese Falle entworfen sind , so z . B - vom Re¬
gierungspräsidenten in Wiesbaden , und es wird vor-
kommenbenfalls davon Gebrauch gemacht werden.

Fm übrigen nähern sich die Versuche mit den Ge¬
schwindigkeitsmessern , von denen der Herr
Mg . Schmidt -Breiten gesprochen hat , ihrem Abschluß.
Es wird erstrebt, und inan glaubt auch das Ziel zu er¬
reichen , daß ein Geschwindigkeitsmesser am Automobil
angebracht wird , welcher sowohl dritte Personen von
außen , auch den überwachenden Beamten , als den Fahrer
erkennen läßt , mit welcher Geschwindigkeit gefahren wird.
Derartige Geschwindigkeitsmesserwerden es sehr erleich¬
tern , einem übermäßigen Fahren entgegsnzutreten , und
es wird sehr zu begrüßen sein , wenn sie zur Einführung
gelangen. Die Großh . Badische Regierung ist schon
früher in dieser Richtung im Bundesrat tätig gewesen.

Was die Haftpflicht für Beschädigungen
durch Automobile betrifft und die Sicherung zuver¬
lässigen Fahrens durch Einführung von Chauffeur
schulen und ferner ein höheres Strafmaximum
für diejenigen, welche sich nicht in die Ordnung fügen ,
so ist das alles in einem Entwurf vorgesehen , worüber
Herr Staatssekretär Nieberding kürzlich im Reichstag
Mitteilung gemacht hat .
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Ich darf die Automobile nicht verlassen, ohne auch
auszusprechen , daß auch imser sonstiges Fuhrwesenim Argen liegt , und daß eine stramme Straßen -
polizei auch bezüglich dieser anderen Fuhrwerke ein
dringendes Bedürfnis ist. Ich denke dabei insbesonderedaran , daß sehr viele Fuhrwerke nachts ohne Lichtfahren und daß daraus sehr leicht Unglücksfälle ent¬
stehen können ; ferner daß die Bespannung bei unseine sehr eigenartige ist , indem man ein Pferd an die
Seite der Deichsel spannt ; dann , daß die Zügel vielfach
nicht den praktischen Anforderungen entsprechen , sodaßeine sachgemäße Leitung nicht stattfinden kann ;weiter denke ich an das Schlafen auf den Fuhrwerken,
schließlich daran , daß nicht aus der rechten Seite der
Wege gefahren wird . Dies ist bei uns allerdings nicht
vorgeschrieben , kann vielleicht auch nicht so vorgeschriebenwerden wie in anderen Ländern , weil wir eine sehr starke
Straßenwölbung haben und es eine große Zumutungwäre, zu verlangen, auch wenn auf Kilometer kein Fuhr¬werk zu sehen ist, auf der rechten Seite zu fahren . Aberdas rechtsseitige Ausweichen und das Einhalten der
rechten Seite bei lebhaftein Verkehr muß durchgeführtwerden . Ich glaube, die Autvmobilfahrer haben rechtwenn sie sich beschweren, daß ihnen die Benützung der
Straße durch derartige unzureichende Lenkung der Fuhr¬werke und Nichtbeachtung der straßenpolizeilichen Vor¬
schriften seitens der Fuhrwerksbesitzer erschwert werde.

Wir dürfen bei Beurteilung der Automobile auch
nicht vergessen, daß sie ein sehr wichtiges mo¬dernes Verkehrsmittel sind , daß sie auch nichtnur Vergnügungszwecken dienen, sondern in sehr erheb¬
lichem Maße auch Erwerbs - und .Wirtschaftszwecken , wie
sich u . a . daraus ergibt , daß unter den 1512 Personen¬
kraftfahrzeugen, die wir in Baden haben, doch nur627, also nicht ganz die Hälfte , Bergnügungs - und
Sportszwecken dienen ; die andern dienen gewerblichen
Zwecken, und davon sind 180 solche von Aerzten, Feld¬
messern und dergl. Aber auch diejenigen Kraftfahrzeuge ,
welche den Vergnügungszwecken dienen, sind für unserLand keineswegs nur eine Belästigung usw . , sondern siebringen uns sehr zahlungsfähige Fremde ins Land, ali-
mentieren die Hotelindustrie und damit auch einen Teilder Landwirtschaft. Es ist also durchaus geboten, dieseArt des Sports und diese Art des Vergnügens keinen
weiteren Beschränkungen zu unterwerfen , als im Inte¬
resse der öffentlichen Sicherheit notwendig sind , und eswäre sehr wünschenswert, wenn auch die Bevölkerung
ganz allgemein sich von dieser Nützlichkeit der Kraftfahr¬
zeuge überzeugen und die feindselige Haltung , die viel¬
fach gegenüber den Automobilfahrern hervortritt und sichin Steinwürfen und dergl. äußert , aufgeben würde.

Eine weitere Verbesserung wird das Automobilwesen
auch dadurch erfahren, daß durch Verständigung der
Regierungen der einzelnen Staaten einheitliche
Warnungstafeln für das ganze Reich vereinbart
sind oder demnächst vereinbart werden, die Verhandlungen
schweben noch ; daß also überall , wo eine ermäßigte
Geschwindigkeit geboten ist oder die Straße für Auto¬
mobile gesperrt ist, dies durch einheitliche Warnungs¬tafeln, die auf weithin den Fahrern sichtbar sind, kennt¬
lich gemacht wird.

Es ist dann von den Schiffahrtsabgaben ge¬
sprochen , worden, und es ist da von dem Herrn Abg.Binz gesagt worden, daß die Erklärung des preußischenHerrn Ministers der öffentlichen Arbeiten im Abgeord¬
netenhaus von unserem Standpunkt aus tief zu bedauern sei.Ich glaube, in einer Beziehung hat der Herr Abg . Binz
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nicht ganz richtig beurteilt. Wenn der Herr Minister
zunächst in der Budgelkommission des Abgeordnetenhausesgesagt hat und dann im Plenum einleitend aber mehrbeiläufig wiederholt hat , daß Preußen etwas weiteres fürdie Verbesserung des Rheintromes nicht tun werde, ehedie Rheinschiffahrtsabgaben eingeführt seien , so hat erdamit sicherlich nicht sagen wollen , daß sich Preußen den¬
jenigen Verpflichtungen entziehen wolle, die ihm
durch die Rheinschiffahrtsakte auferlegt sind. Ich glaube,das ist ohne weiteres anzunehmen, diese Verpflichtung
besteht ganz abgesehen davon, ob die Schiffahrtsabgabeneingeführt werden oder nicht . Ich glaube , er hat da¬mit sagen wollen , daß Regulierungsarbeiten größerenStiles , wie sie von Preußen für den Fall der Ein¬
führung von Schiffahrtsabgaben in Aussicht gestelltwaren , insbesondere also die Vertiefung des Fahr¬
wassers zwischen St . Goar und Mainz von 2 Meter auf2,50 Meter , nicht vorgenommen werden würden , wenn
nicht für Ersatz dieser Kosten durch die Rheinschiffahrts¬abgaben gesorgt würde. Diese Frage hängt ja mit dem
8 19 des preußischen Kanalgesetzes zusammen . Imübrigen enthält die Erklärung des preußischen Ministersein gewisses Entgegenkommen , eine gewisse Annäherungan unseren Standpunkt , allerdings ein Entgegenkommen
nicht in dem Maße , wie wir es wünschen müssen. Es
ist von dem Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten zumersten Mal jetzt im Abgeordnetenhaus namens der
preußischen Regierung gesprochen worden, bisher hat
sich nur immer das Ministerium der öffentlichen Arbeitenverlauten lassen . Man hat nichts gewußt von der offi¬
ziellen Stellungnahme der preußischen Regierung , und
nun kommt uns diese in der Rechtsfrage etwas ent¬
gegen .

Wir stehen jain der Rechtsfrage auf dem Stand¬
punkt , daß der Artikel 5t der Reichsver¬fassung die Einführung von Schiffahrtsab¬gaben auf natürlichen Gewässern nicht zuläßt ,daß er diese verbietet , indem er bestimmt, daß derartigeAbgaben nur für die Benützung besonderer Anstal¬ten erhoben werden dürfen. Wir vertreten den Stand¬
punkt , daß die Regulierung keine besondere Anstalt ist,sondern daß darunter Schleußen- , Hafenanlagen und
dergleichen zu verstehen sind . Das preußische Ministeriumder öffentlichen Arbeiten hat nun bisher den umgekehrtenStandpunkt vertreten, daß auch eine Regulierung als
eine besondere Anstalt anzusehen sei und deshalb ohneweiteres auf Grund des Artikel 54 der Reichsverfassung
Schiffahrtsabgaben eingeführt werden könnten. Nunmehrhat die preußische Regierung den Standpunkt einge¬nommen, daß sie sagt, es bedarf die Frage einer authen¬
tischen Jnterpretatioe der Reichsverfassung. Das entsprichtnun allerdings nicht unserem Standpunkt . Wlr sindder Meinung , daß Schiffahrtsabgaben nur ein¬
geführt werden können auf Grund einer
Abänderung der Reichsverfassung , und eine
Abänderung der Reichsverfassung und das ist sehrwichtig — kann nur zu Stande kommen , wenn nicht14 Stimmen im Bundesrat dagegen sind. Preußenninimt aber den Standpunkt ein , daß durch eine authen¬
tische Interpretation , eine maßgebende Auslegung der
Reichsverfaffung. indem also Bundesrat und Reichstagzusammen sagen , der Artikel 54 der Reichsverfassungist dahin zu verstehen , daß er die Einführung von
Schiffahrtsabgaben auch für Regulierungen gestattet,die Zulässigkeit der Schiffahrtsabgaben ausgesprochenwerden soll. Es erhebt sich nun die Frage , ob auchfür eine solche authentische Interpretationdie Mehrheitsvorschriften gelten , welche für die
Abänderung der Reichsverfassung maßgebend sind? (Abg.
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vr . Binz : Sehr richtig !) In der Literatur, im Schrift¬
wechsel hat Preußen bisher den Standpunkt vertreten,
daß das nicht der Fall sei, sondern daß die einfache
Mehrheit zur authentischen Interpretation genüge. (Abg .
Frühauf : Preußen !) Unsere Landesverfassung nimmt a
für Baden einen anderen Standpunkt ein, sie stellt eine
authentische Interpretation der Verfassungsänderung gleich
(Richtig!), aber für da8 Reich ist die Frage in der Reichs¬
verfassung nicht gelöst . Es wird eine Frage eingehendenStudiums und nötigenfalls lebhafter Abwehr sein , wie
man der uns nachteiligen Auffassung gegenüberzu¬
treten haben wird . Es werden übrigens auch, wenn
im Wege einer authentischen Interpretation die Schiff¬
fahrtsabgaben für zulässig erklärt sind, diese erst durch
ein Landesgesetz eingesührt werden müssen , bei dem
auch unsere Stände mitzusprechen haben, und ferner ist
auch die Abänderung der bestehenden Verträge erforder¬
lich , also der Rheinschiffahrtsakte in unserem Fall, sodaß
also gegen unsere Ansicht und ohne unsere Zustimmung
Schiffahrtsabgaben auch dann nicht eingeführt werden
können , wenn sie durch eine authentische Auslegung der
Reichsverfassung für zulässig erklärt werden.

Im übrigen kann ich nur wiederhole «, daß die Re¬
gierung nicht nur in der Rechtsfrage , sondern auch in
der Zweckmäßigkeitsfrage auf demselben Standpunkt steh
wie früher . Wir sind der Ansicht, daß durch unsere
Lage an dem Strom die Nachteile, die wir durch die
Einführung derartiger Schiffahrtsabgaben haben würden
größer sein würden als die etwaigen Vorteile. W r
müsst » also nach wie vor auf unserem ablehnenden
Standpunkt stehen bleibe >. (Beifall bei den National¬
liberalen !)

Es ist dann von mehreren Seiten beklagt worden,
daß geringe Mittel für die Unterstützung der Ge¬
meinden speziell aus dem Gebiete des Straßen¬
wesens und der Wasserversorgung eingestellt
sind . Es kann das Niemand lebhafter bedauern als ich.
allein es war eben eine Notwendigkeit, wegen der erhöhten
Anforderungen auf anderen Gebieten und wegen der
Rücksicht auf das , was uns Vonseiten des Reiches noch
bevorsteht , sich zu bescheiden und auch auf diesem Gebiet
Zu ückhaltung zu üben.

Wenn übrigens Herr Abg. Pse .ffle gesagt hat , daß
unsere Straßen in einem erbärmlichen Zustand seien,
so möchte ich dem doch widersprechen . Unser Land hat
bisher den Ruf besonders guter Straßen gehabt, und
diesen Ruf hat es noch immer und behauptet ihn mit
Recht und mit großen Opfern.

Ich glaube übrigens auch , daß man die Zurück¬
stellung dieser Beihilfe für die Gemeinden und Kreise
speziell auf dem Gebiet des Straßenwesens doch nicht
so tragisch zu nehmen braucht, wie es tatsächlich ge¬
schieht. Ich habe mich selbst davon überzeugt , daß ,
wenn neue Straßen gebaut wurden, die Leute trotzdem
auf der alten Straße weiter gefahren sind (Sehr richtig !),
aus dem sehr einfachen Grunde , weil die neue Straße
allemal länger ist. Um die Steigung zu beseitigen , legt
man Schleifen ein ; man muß deshalb weiter fahren,
aber die Fuhrleute habm bei dieser Gelegenheit viel
mehr Eile als bei anderen Gelegenheiten (Heiterkeit ) .
Ich habe auch gefunden , daß einzelne Bezirksbeamte
vielleicht etwas zu eifrig in der Anregung von Straßen¬
verbesserungen sind . Ich bin immer der Ansicht ge¬
wesen, daß , wenn die Straße der Bevölkerung gut
genug ist, dann die Staatsbehörde im allgemeinen keine
Veranlassung hat, hier zu drängen , daß diese Straßen
verbessert werden. Ich will damit durchaus nicht die

Wichtigkeit der Straßenverbefferungen in Abrede stellen .
Ich will nur hervorheben, daß, wenn eine Straßen¬
verbindung lange Jahre so oder sehr viel schlechter ge¬
wesen ist, als sie jetzt ist, es dann für ein oder zwei
Budgetperioden auf die Verbesserung nicht so sehr an¬
kommt .

Was sodann die Wasserversorgung betrifft, so ist
das eine sehr wichtige Sache , und es ist außerordentlich
erwünscht , daß damit rasch vorgeschritten wird . Aber ich
glaube, wir stehen, was das Gebiet der Wasserversorgung
betrifft, bereits an der Spitze der deutschen Staaten .
Wir haben unter ausgiebiger Staatshilfe weit über die
Hälfte unserer Gemeinden mit Wasserversorgungen be¬
dacht. Wenn wir nun wieder 300000 M . für Beihilfen
an Gemeinden auf dem Gebiet der Wasserversorgung
ausgeben werden, so kann damit um ein gutes Stück
vorwärts gekommen werden.

Ganz einverstanden bin ich übrigens auch mit dem,
was Herr Abg . Ne uh aus bei anderer Gelegenheit in
der allgemeinen Finanzdebatte gesagt hat, daß die
Staatsunterstützung an die Gemeinden auch
auf anderen Gebieten eine ausgiebigere sein soll . Wir
haben kleine Gemeinden, die unter der Last der Umlagen
fast erliegen und die völlig aus dem Gleichgewicht
kommen , wenn sie z . B . den Fall einer schweren Krank¬
heit eines Hilfsbedürftigen haben oder einen Geistes¬
kranken in einer Anstalt unterbringen müssen . Es wird
ja da schon jetzt weitgehende Rücksicht durch Ermäßigung
der Beiträge getragen . Wenn aber auf diesem Gebiete
noch mehr geschehen kann, wenn unsere Finanzen es zu¬
lasten, daß man noch weiter gehen kann, so werde ich
darüber sehr erstellt sein, und es wird an einem Ein¬
greifen der Regierung nicht fehlen.

Die Anregung wegen der Apothekenfilialen , die
Herr Abg . Gießler vorgetragen hat , ist mir neu . Ich
werde ihr meine Aufmerksamkeit zuwenden

Es sind dann Wünsche wegen des Flaschenbier¬
handels vorgetragen worden. Die Konzessionspflicht
des Flaschenbierhandels ist schon vor Jahren von Baden
im Bundesrat angeregt und dort im Zusammenhang
mit anderen Maßnahmen , die sich auf die Bekämpfung
des Alkoholismus bezogen , behandelt worden . Die Vor¬
lage ist aber bis jetzt nicht weiter gediehen . Wir wer¬
den uns erkundigen, wie die Sache jetzt liegt und sie jeden¬
falls im Auge behalten. Im übrigen ist der Regelung des
Flaschenbierhandels insofern schon etwas näher getreten
worden, als er unter die Gewerbe ausgenommen worden ist ,
gegen deren Inhaber nach Z 35 der Gewerbeordnung unter
gewiffenVoraussetzungeneingeschrittenwerdenkann; darnach
kann gegen Flaschenbierhändler u . a . eingeschritten werden,
wenn sie wiederholt bestraft wurden , weil sie sich eines
unerlaubten Ausschanks schuldig machten. Ferner sind
in den meisten Bezirken des Landes nach einem von
dem Ministerium des Innern hinausgegebenen Muster
ortspolizeiliche Vorschriften über die Reinlichkeit beim
Flaschenbierhandelerlassen worden, welche ganz bestimmte
Vorschriften geben über das Lagern des Flaschenbiers,
über die Maßnahmen beim Füllen, beim Reinigen der
Flaschen usw . Es ist das also immerhin eine gewisse
Besserung. Die Sache hat aber, wie ich ohne weiteres
zugebe , ihre große Bedeutung und wird wie gesagt
weiter verfolgt werden müssen .

Es war dann die Rede von der Sonntagsruhe ,und es ist der Herr Abg . Franz dafür eingetreten, daß
hier eine weitere Beschränkung der Handelsgewerbe-
treibcnden , namentlich in den kleinen Städten , nicht
eintritt . Die Sache befindet sich noch im Stadium der
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«Erwägung . Es ist uns ein Entwurf niitgeteilt worden ,
der an die Handelskammern und auch an die Behörden
zur Aeußerung hinausgegeben wurde . Es wird Aufgabe
der Regierung sein, hier die richtige Mitte zu finden
zwischen den Interessen der Gewerbetreibenden und den

. Interessen des Personals . An und für sich, muß ich
sagen , ist mir die völlige Sonntagsruhe sehr sympathisch ;
sie ist in anderen Ländern durchgeführt , und man hat
sich dort damit befreundet und abgefunden . Aber die
LerMnisse liegen bei uns eigenartig . Man hatte eben
bei uns diese Sonntagsruhe früher nicht , und es haben
sich dadurch Beziehungen zwischen Stadt und Land her¬
ausgebildet, die nicht unterbunden , gehemmt werden
können , ohne daß man berechtigte Interessen schwer

. schädigt. Es wird also zu prüfen sein, was auf diesemr Gebiete weiter geschehen kann . Eines SchablonisierensI wird man sich jedenfalls enthalten sollen .
Es ist nicht zu verkennen , daß die Beschränkungdes Sonntagsgeschäftes in Städten , die die Mittel¬

punkte für die Landbezirke bilden , zu einer Ver¬
mehrung des Hausierhandels beiträgt , und es istdas ja an sich gewiß nicht erwünscht . Der Hausier¬handel wird ja sehr verschieden beurteilt . Der HerrAbg . Franz möchte ihn verboten wissen . Auch die
Hausierer werden verschieden beurteilt . Man schätzt siemitunter sehr minderwertig ein . Der Abg . Ledebour hat'
dagegen im Reichstag gesagt , sie seien die Edelsten derNation . (Heiterkeit) . Die Wahrheit wird auch hier. wohl in der Mitte liegen . Es gibt gewiß sehr ehren¬werte Elemente in diesem Stande , und es gibt Elemente ,die nicht einwandsfrei find . Zu einem Verbot des
Hausierhandels wird man wohl nicht gelangen können ,denn der Hausierhandel ist für gewisse Gegenden unseresLandes und wohl auch für gewisse Artikel ein Bedürfnis .

Beschränkungen des Hausierhandels sind>a bisher schon von der Gesetzgebung beschlossen und
durchgeführt , und es wird sich fragen , ob aus diesemGebiete noch weitere Maßnahmen erforderlich sind ,eine besondere Strenge ist übrigens den Bezirksämternwiederholt gegenüber den ausländischen Hausierern
^ empfohlen worden , wo man ja ein gewisses Ermessenman hat ja dort die Bedürfnisfrage zu prüfen - ,A es wird von diesem Ermessen ein angemessener^ brauch gemacht .

Gs ist dann von dem Zusammenwohnen der
Krankenschwestern mit den KinderschulschwesternMrochen und gewünscht worden , man möge dieses Zu -
^nimenwohnen erleichtern . Dieses Zusammenwohnen ist
A emer Verordnung des Unterrichtsministeriums als' regel untersagt ; es heißt da : „Das ZusammenwohnenKinder- und Krankenschwestern ist zu vermeiden . "
^ ?^ her auch in unsere Verordnung über die
Herztätigkeit des Krankenpflegepersonals von 1902 ent¬
brechende Vorschriften ausgenommen worden . Die der -Mge Vorschrift wird nun aber einer neuerlichen Prü -isng bei Erlassung einer neuen GesundheitsverordnungIMerzogen werden , und man wird da zu erwägen haben ,^ EMe weitere Milderung stattfinden kann . Man darfp nicht verkennen , daß eben auch hier verschiedene Jn -
i„^ n wohrzunehmen sind . Auf der einen Seite sind

x Kranken - als Kinderschulschwestern eine äußerst
^ Wat,ge Einrichtung , die zu fördern ist, auf der anderen
»rn» Ä ^ält es eine gewisse Gefahr für die Kinder ,Schwestern , welche Kranke , die an ansteckenden
ich

"
gelten leiden , behandeln, , mit den Kinderschul -

wr «
" " der mit den Kindern zusammen kommen ,dann die Kinderschulen auch nach den be-

W^ ooen Vorschriften sehr viel früher geschlossen werden ,io ö» großen Unzuträglichkeiten auch für die

Familien führt . Es wird aber einer nochmaligeu Prü¬fung im Benehmen mit dem medizinischen Sachverstän¬
digen unterzogen werden , inwieweit man hier entgegen -
kommen kann .

Es ist dann um das Wohlwollen der Regierung
gebeten worden für katholische Wohltätigkeits -
anst alten , sofern solche mit der Bitte um Beihilfe audas Ministerium kommen sollten . An diesen, Wohl¬wollen soll es nicht fehlen und hat es auch bisher nicht
gefehlt , wenn eine derartige Bitte uns vorgetragen worden ist .Minister v . Bodmanu : So ist in dem vorigen
Staatsvoranschlage im Nachtrage eine Summe von 5000Mark eingestellt gewesen und auch von den Ständen
bewilligt worden zur Unterstützung der Anstalt
Herten . Wenn derartige katholische Anstalten Zweckendienen , welche von der Regierung auch sonst als förderns -
wert anerkannt worden sind , so wird es keinem Bedenken
unterliegen , sie zu unterstützen . Die Unterstützung isteben deshalb bisher unterblieben , weil derartige Anstaltennicht um Unterstützung nachgesucht haben .

Der Herr Abg . Pfeisfle hat gesagt, daß die Be¬
zirksbeamten zu wenig Fühlung mit der
Bevölkerung hätten . Sie bekämen ihre Instruktionenüber die Verhältnisse draußen im wesentlichen von den
Bürgermeisterämtern , sie glaubten den Bürgermeistern
ohne weiteres und auf Beschwerden bekäme der
Einzelne oft nicht einmal eine Antwort . Ja ,wenn so etwas vorkommt , daß einer auf eine
Beschwerde keine Antwort bekommt, dann möge er
sich doch weiter wenden an das Ministerium , und
dann wird dafür gesorgt werden , daß er eine Antwort
bekommt . Mit derartigen allgemeinen Behauptungensollte man , glaube ich, nicht hervortreten , sondern man
sollte die einzelnen Fälle benennen , ich bin dann sehr
gerne bereit , Abhilfe eintreten zu lassen . Was aber die
Behauptung betrifft , daß die Bezirksbeamten zu wenig
Fühlung mit der Bevölkerung hätten und alles nur von
den Bürgermeistern erführen , so trifft das gewiß in , all¬
gemeinen bei unseren Bezirksbeamten nicht zu . Die
Bezirksbeamten haben Fühlung mit der Bevölkerung u . a .bei den Ortsbereisungen , wo sie nicht nur den ganzenGemeinderat den ganzen Tag um sich versammelt haben ,sondern auch mit vielen der Einwohner sprechen , wo sie
auch jedem Einwohner in einer besonderen Sprechstunde
zugänglich sind ; man hat das ja früher das Rüggericht
genannt , weil jeder kommen und rügen kann - Bei den
landwirtschaftlichen Besprechungen kommen die Bezirks -
beamten mit einer großen Menge von Leuten aus der
Bevölkerung in unmittelbare Berührung , und es wird
jeder einsichtige Bezirksbeamte sich bemühen , diese Fühlung
noch möglichst zu erweitern . Auch auf den Amtstagen ver¬
kehren sie mit allen Schichten der Bevölkerung ; die Amtstage
sollen die richtigen Rechtsauskunftsstellen sein, es sollendas die Tage sein , an denen der Verwaltungsbeamte
jedem aus dem Bezirk zur Verfügung steht, um ihmmit Rat und Tat an die Hand zu gehen, ihn zu hörenund auf sein Anliegen einzugehen . Und ich glaube , es
wird von dieser Einrichtung auch ein ausgiebiger und
sachgemäßer Gebrauch gemacht. Im übrigen weiß ich,daß einzelne Bezirksbeamte auch noch eine weitere be¬
sondere Einrichtung getroffen haben , um mit der Ge¬
samtheit der Bevölkerung in Beziehung zu treten : Sie
haben am Schluffe der Ortsbereisung eine Gemeinde¬
versammlung abgehalten , in welcher die Ergebnisse der
Ortsbereisung besprochen und jedem einzelnen Bürgerund Einwohner Gelegenheit gegeben wurde , sich auchnoch zur Sache zu äußern .

Es ist dann die Bürgermei ft er Wahl in Sek -
kenheim zur Sprache gebracht worden , und es wurde
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mit starker Betonung als ein unerhöi-tes Vorgehen der
Negierung bezeichnet , dort eins» Mann zum Bürger¬
meister ernannt zu baden, der das Vertrauen seiner Mit¬
bürger nicht besitze. Das Gesetz besagt doch, daß, wenn
nach dreimaligem Wahlgang eine Wahl nicht zustande
kommt , die Regierung den Bürgermeister setzt ; und wen
sie da als Bürgermeister setzen will , das ist ihre Sache !
tAbg. Süßkind : Aha !) Natürlich muß sich die Re¬
gierung wohl überlegen , wen sie zum Bürgermeister*
inacht , und es wäre in der Tat auffallend , wenn sie hier
einen Mann an die Spitze der Gemeindeverwaltung ge¬
stellt hätte , dem das entschiedene Mißtrauen der Bevöl¬
kerung kund gegeben worden wäre . Allein wie lag denn
die Sache? Der betreffende Bürgermeister , der 25 Jahrs
Gemeinderat , 9 Jahre Bürgermeister , also 34 Jahre in
dem Gemeindedrenste tätig gewesen war , der sein Amt
nach meiner Kenntnis und nach Kenntnis des Bezirks¬
amtes stets gut verwaltet hatte (er wurde ja allerdings
von einem Teile der Bürger einer scharfen Kritik unter¬
zogen ) , erhielt beim ersten oder zweiten Wahlgang nahezu
die nötige Stimmenzahl ; beim dritten Wahlgang bekam er-
37 Stimmen , 11 Zettel waren unbeschrieben und vier zer¬
splittert . Also diejenigen Btirger und wahlberechtigten
Einwohner von Seckenheim , die den Mann nicht als
Bürgermeister wollten, haben nicht etwa ihre Stimme
einem Anderen gegeben und damit gezeigt , daß sie eine
bestimmte andere Persönlichkeit mit ihrem Vertrauen be¬
ehren, sondern sie haben sich ihres vornehmsten Bürger¬
rechtes , des Wahlrechtes , entschlagen , indem sie weiße
Zettel abgaben . Das ist meines Erachtens das Verkehr¬
teste , was man tim kann. Ich bedaure es überhaupt sehr ,
daß in verhältnismäßig zahlreichen Fällen in letzter Zeit
die Bürger sich nicht über die Person des Bürgermeisters
haben einigen können, und daß dann der Bürgermeister
gesetzt werden mutzte . Aber am alter-bedauerlichsten finde
ich es , wenn diejenigen , die einem bestimmten Kandidaten
ihre Stimme nicht geben wollen, sich der Wahl enthalten .
Wenn sich in Seckenheim so viele der Wahl enthalten
haben, so kann man doch wahrlich nicht sagen, daß der¬
jenige Mann , der nun 37 Stimmen , also beinahe die
nötige Stimmenzahl bekommen hat , von den Bürgern
mit einem Beweise ihres allgemeinen Mißtrauens be¬
zeichnet worden und deshalb nicht geeignet sei, von der
Regierung an die Spitze der Gemeinde gesetzt zu werden.
Ich glarrbe also , der Vorwurf , der hier gegen die Re¬
gierung erhoben wurde , ist nicht gerechtfertigt. Was die
Festsetzung des Gehaltes dieses Bürgermeisters betrifft ,
der nach Mitteilung des Abg . Pfeiffle auf 6000 Mark be¬
stimmt worden ist, so ist mir davon bisher nichts be¬
kannt geworden ; ich habe mich aber eben erkundigen
lassen , und es wird mir gesagt, daß er noch den bisherigen
Gehalt bezieht. Also , da muß der Herr Abg . Pfeiffle
nicht richtig unterrichtet gewesen sein . Jedenfalls ist von
der Staatsbehörde der Gehalt des Bürgermeisters nicht
festgesetzt und namentlich nicht auf die Summe von 6(M >
Mark erhöht worden.

Es ist dann vom Herrn Abg . Pfeiffle ein Fall
aus der Landesarmenpflege zur Sprache ge¬
bracht worden. Ich wäre sehr dankbar , wenn mir dieser
Fall bezeichnet würde , damit ich ihm nachgehen könnte .
Ich kann mir nicht denken , daß der Fall sich wirklich so
zugetragen hat , wie er hier geschildert ivurde.

Daß arme Kinder in den Gemeinden an den Wenigsi-
bietenden vergeben werden, das ist mir ebenfalls neu. Ich
weiß, daß derartige Einrichtungen früher bestanden haben.
Man ist ihnen aber immer entgegengetreten . Ich wäre
auch hier dankbar , wenn mir einzelne Fälle bezeichnet
werden könnten. Im allgemeinen hat sich die Armen -
kinderpflege doch gerade durch das Eingreifen der

Kreise ganz wesentlich verbessert. Me Kreise geben ja sehr
erhebliche Beihilfen , sie nehmen die Armenkinderpflege
auch selbst in die Hand , sie schicken sehr geeignete Per¬
sonen , die sich ehrenamtlich großer Mühewaltung unter-
ziehen , hinaus , um die Kinder zu überwachen. Ich glaube
also nicht , daß der Vorwurf , es sei damit nicht gut be¬
stellt , im allgemeinen zutrifft . Wenn im einzelnen ge¬
fehlt wird, so bitte ich um Bezeichnung der Fälle .

Was dann die Behandlung der Kinder in
den Erziehungsanstalten betrifft , so ist d«
wahrscheinlich abgehoben auf Anstalten , wo Kinder un
tergebracht sind , die der Zwangserziehung unterstellt
sind . Mir ist ein derartiger Fall bekannt geworden, wo
ein Lehrer, wenn auch in guter Absicht, das ihm zukom¬
mende Maß der Züchtigung wiederholt überschritten hat.
Ich habe dahin gewirkt, daß dieser Lehrer seines Postens
enthoben wird , und damit ist in jener Anstalt dem Uebel-
stand wohl abgeholfen. Ich gebe ohne weiteres zu , daß
der Staat und daß alle mit diesen Sachen befaßten Be
Hörden eine sehr große Verantwortung auf sich nehmen ,
wenn sie den Eltern ihre Kinder wegnehmen, um sie
ihrerseits erziehen zu lassen ; ich glaube , daß Alle, die
damit zu tun haben, sich stets dieser Verantwortung be
wußt sein müssen , und auch ich würde es für sehr be¬
dauerlich halten , wenn, wie der Herr Abg. Pfeiffle ge¬
sagt hat , insbesondere auch Kinder , die der Zwangs¬
erziehung unterstellt sind , statt mit Liebe mit abstoßen¬
der und ungebührlicher Strenge behandelt würden . Das
Gebiet der Zwangserziehung ist meines Erachtens ein
sehr verantwortungsvolles und ein sehr wichtiges; Sie
können überzeugt sein , daß das Ministerium und die Lan¬
deskommissäre, die speziell mit der Ueberwachung dieses
Gebietes betraut sind , es fortwährend im Auge behalten.
Ich werde auch hier dankbar sein , wenn Einzelfälle zur
Kenntnis der Vorgesetzten Behörde gebracht werden. Im
übrigen leistet der Staat in finanzieller Beziehung am
dem Gebiete der Zwangserziehungg sehr Bedeutendes ; er
entlastet die Gemeinden in dieser Richtung sehr, indem
er zwei Drittel der Kosten trägt .

Vom Herrn Abg . Schmid t -Bretten ist über Spor¬
teln geklagt worden ; er hat gesagt, man sollte Sporteln
in Beschwerdesachen nur dann ansctzen , wenn die Be¬
schwerde auf Böswilligkeit beruht . Hier sind wir aber durch
das Gesetz gebunden ; das Gesetz , das mit Zustimmung der
Stände erlassen worden ist , bestimmt ganz genau , wann
Sporteln zu erheben sind und wann nicht , und nach die¬
sem Gesetz muß eben Verfahren werden.

Von demselben Herrn Abgeordneten wurde geklagt,
daß die Zahl der Gemcinderäte in Kirch -
heim unzureichend sei ; ich werde dieser Anregung
Folge geben .

Es wurde dann von der Bewaffnung der Gen¬
darmerie gesprochen und gesagt, daß diese besser mit
Revolvern als mit Karabinern ausgerüstet würde . Die
Frage der Ausstattung der Gendarmerie mit Revolvern
unterliegt noch der Prüfung , die zurzeit nicht zum Ab¬
schluß gebracht werden kann, »veil die Versuche mit dem
neuen Armeerevolver noch nicht zum Abschluß gelangt
sind .

Es wurde von dem Herrn Abg. Schmidt -Brette»
über die Abdeckereien geklagt : Die Kadaver blieben
zu lange liegen und die ganze Sache sei zu teuer . Nach
den Erhebungen , die wir gemacht haben und deren Er¬
gebnis auch im Bericht niedergelegt ist , wird nun , nach¬
dem allerdings zuerst, bis die Sache im Gange war , solch*
Uebelständc hervorgetreten sind , neuerdings allgemein
anerkannt , daß die Sache rascher funktioniere als dM-
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frühere Abdeckereiwesen . Wenn das nicht richtig seinsollte, so würde ich auch hier für die Mitteilung voneinzelnen Tatsachen dankbar sein.
Weiterhin wurde der Wunsch geäußert , daß der Der¬min für die nächsten Landtagswahlen imInteresse der landwirtschaftlichen Arbeiten auf eine andere Zeit wie im Jahre 1905 gelegt werde ; ich weißnicht, ob damit gewünscht wird , daß er früher oder spä¬ter gelegt werde. (Abg . Schmidt - Biretten : Später !)Ich tverde das in Erwägung ziehen, ich kann natürlichdarauf heute noch keine Auskunft geben. Zum Glückhaben wir noch eine ziemliche Spanne Zeit bis zu diesenneuen Landtagswahlen (Abg. Frhr . von Men hin¬gen : Gott sei Dank !).

Abg . Ouenzer (natl .) : Ich möchte heute eine Einzel¬frage einer Besprechung unterziehen , die mir schon langeauf dem Herzen liegt . Ich weiß zwar Wohl, daß ich damitgegen den Strom schwimme ; ich weiß auch Wohl, daß ichmir dadurch sehr große Gegnerschaft verschaffe . Das kannu. darf mich aber nicht abhalten , die Sache hier zur Sprachezu bringen , zumal sie im Interesse unserer ländlichen Be¬völkerung liegt . Ich möchte nämltch reden von der Ki rch -weihfrage (Lebhafte Heiterkeit) . Seit mehreren Jah¬ren geht die Losung durch unser ganzes Land : DieKirchweihen müssen zusammengelegt werden. Der HerrMinister gab diese Losung draußen seinen Landeskom¬missären ; und die Landeskommissäre bearbeiteten dieGeh . Regierungsräte ; und die Geh. Regierungsräte bear¬beiteten die Amtmänner ; und die Amtmänner bear¬beiteten die Bürgermeister — und diese wollten von einerZusammenlegung nichts wissen . Aber man redete so langeauf sie ein, bis sie eben schließlich nachgaben, denn derBeredsamkeit eines Bezirksbeamten vermag man auf dieTauer nicht Widerstand zu leisten (Heiterkeit) . Nun hatsich, wie ich vielleicht mit Recht annehme , im Ministeriumdes Innern die Meinung gebildet, nun sei ja die Sachevollständig und bestens erledigt , die Bauern sind ja zu -frieden (Zuruf : Oh nein ! Heiterkeit !) , die Bürgermei¬ster haben zugestimmt und die Volkswohlfahrt ist geret¬tet oder sogar erhöht (Heiterkeit) . Wenn diese Meinungim Ministerium des Innern bestehen sollte, so tut es mirsehr leid , dieselbe stören zu müssen , denn ich bin von ver ¬schiedenen Seiten her aus sehr guten Quellen dahin un¬terrichtet, daß die Bauern nicht zufrieden sind , sonderndaß sie schon anfangen , kräftig zu schimpfen (Heiterkeit) ,daß die Bürgermeister Wohl zugestimmt haben , abernur unter einem gewissen Drucke ; und daß es auch jetztsehr Viele gibt , die knurren und murren . Und was dieBolkswohlfahrt anlangt , die Volkswohlfahrt kann über¬haupt auf dem Wege der Reglementierung nicht beför¬dert werden (Abg. FrüHanf : Bravo !) , sondern siekann auf diesem Wege höchstens geschädigt werden.Was war denn der Grund , der zur Zusammenlegungder Kirchweihen geführt hat ? Man hat gesagt : Es liegt'm Interesse der Volkswohlfahrt , daß die vielen Festlich¬keiten, die infolge unserer Vereinsmeierei immer weiterum sich greifen und die ebenso schädlich auf den äußerenwre den inneren Menschen einwirken, einigermaßen einge¬schränkt werden. Tie Begründungg klingt nicht nurplausibel , sondern sie beruht auf einem vollständig rich¬tigen Grundgedanken : die Vereinsmeierei ist in der Tatvom Uebel, auch ich bin ihr Gegner und ich wäre ders-̂ ste, der es sehr gerne sähe , wenn die vielen Fahnen -vwihen und alle die lärmenden Festlichkeiten, die dieLeute gar nicht mehr zu sich selber kommen lassen, ausom gewisses Maß zurückgeführt werden könnten. Abervu und nimmer glaube ich, daß das auf dem Wege

der Reglementierung geschehen kann. Es wird das nurmöglich sein auf dem Wege der Volkserziehung , vielleichtder Erziehung durch das Leben, daß den Leuten dieAugen aufgehen und daß sie die Wahrheit jenes Worteseines der sieben Weifen Griechenlands einsehen : „Maßzu halten , ist gut " .
Und was mich am unangenehmsten bei dem Vorgehenberührt und was auch die Unzufriedenheit in den länd¬lichen Kreisen sehr stark erhöht hat , das ist der Umstand,daß man die Hebel nun gerade bei der Kirchweih an-fehte (Heiterkeit) . Die Kirchweihe oder, wie unsere Pfäl¬zer sagen, die „Kerwe" (Beifall und Heiterkeit) , ist nichtnur ein Volksfest , sondern das volkstümlichste, das be¬liebteste und schönste Volksfest , das wir haben (Heiter¬keit) , sie ist das Volksfest schlechthin. Sie ist das Fest,auf das man draußen auf dem Lande bei Alt und Jungdas ganze Jahr hindurch sich freut , und dieses Fest kannund darf unserem Volke nicht genommen werden (Hei¬terkeit und Beifall) .

Nun sagt man wohl : Das fällt uns ja garnicht ein ;wir wollen den Leuten ihre Kirchweihe nicht nehmen.Durch die Zusammenlegung wird sie aber in Wirklichkeitden Leuten in der Form genommen, wie sie das Fest bis¬her zu feiern gewohnt waren (Sehr richtig !) . Man sagt :Durch die Zusammenlegung wollten wir nur der GefahrVorbeugen , wir wollten die Leute nicht in die Versuchungbringen , daß sie nun monatelang Sonntag für Sonntag ,heute hier und dann wieder dort , immer und immerwieder Kirchweihe feiern. Da muß ich denn doch sagen :Solchen Einwendungen gegenüber möchte ich im Namenunserer ländlichen Bevölkerung kräftig Protest ein-legen ! Ich kenne unsere Bauern und kenne sie gründlich .Das liegt garnicht in der Art und Weise unserer Bauern ,daß sie monatelang Sonntag für Sonntag von Kirch¬weihe zu Kirchweihe , von einem Ort zum andern ziehen.Es verbietet ihnen das auch schon ihr Geldbeutel (Sehrgut !) Nicht die Bauern , sondern die Städter sind es, die sichjede Woche fragen , wo gehen wir am nächsten Sonntaghin ? (Große Heiterkeit ; Abg . Süßkind : Sehr rich¬tig !) Die übersättigten Städter mit ihren verdorbenenMagen gehen auf die Kirchweihe (Große Heiterkeit ) : sicverlangen nach kuhwarmer Milch (Stürmische Heiter¬keit) .
Das Schönste au der bisherigen Art unserer Kirch¬weihen war , daß ein Kirchweihfest sich zu einem Familien¬feste auswuchs. Es wurden die in den verschiedenenOrten zerstreut lebenden Glieder einer Familie einge¬laden ; es wurden Freunde und Verwandte eingeladen .Diese fanden sich zusammen, und dann wurde das Bandder Familienznsammengehörigkeit enger geknüpft. Dasprach man sich gegenseitig aus , war fröhlich miteinander ,und man kant sich näher. Das ist doch wahrlich nichtgering anzuschlagen . Das ist geradezu eine Gedankevon hoher sozialer Bedeutung . Wenn man nun an allenOrten eines Bezirks die Kirchweihen auf einen Sonntaglegt, dann ist dieses Zusammenkommen eben nicht mehrmöglich . Ob man damit etwas Gutes geschafft hat , dasist sehr fraglich . Ob dadurch , daß man den Leuten dieeinzige Gelegenheit nimmt, zusammenzukommen und infröhlicher Weise ihre FamilienangüleMcheiten zu be¬sprechen, die Volkswohlfahrt erhöht wird , das möchte ichsehr bezweifeln . Ich frage Sie überhaupt : Glauben Siedenn, daß es bei einer solchen Zusammenkunft so schreck¬lich hergeht? Die Leute sind vergnüglich, sie sind fröhlich,sie sprechen sich aus , sie trinken ein Glas Wein oder einGlas Bier (Zuruf : Oder auch zwei !) . Ist denn das etwazu viel?
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Ein anderes , was gegen die Zusammenlegung der
Kirchweihen spricht , ist das (wenn ich es hervorhebe, will
ich ausdrücklich bemerken , daß ich es nicht in gleicher Weise
unterstreiche wie das eben Gesagte) : Bei der Kirchweih
geht es nun einmal nicht ab ohne Tanz . Die junge Welt
null sich gerade bei es nein solchen Feste in fröhlichem
Neigen drehen, und wenn das in Ordnung geschieht, so
ist nichts dawider zu sagen . Wir werden uns nicht aus
den streng asketischen Standpunkt stellen wollen, ini
Tanz ein Werk des Teufels zu sehen . Wenn man auch
nur in zwölf neben einander liegenden Ortschaften eines
Bezirks die Kirchweihen auf einen Sonntag gelegt hat ,dann finden die Wirte überhaupt keine Musik mehr (Hei¬terkeit ) , und wenn sie Musik finden , dann ist sie nicht
taktfest (Heiterkeit) . Was ist aber ein Tanz ohne Musik?
«Heiterkeit. ) Ein Unding (Heiterkeit) . Ein Tanz ohne
Musik ist eine Kammersitzung ohne Präsidenten (Große
Heiterkeit) .

Nun noch eins ! Am meisten sind unsere Landwirte aus
folgendem Grunde über die Zusammenlegung unzufrie¬
den . Sie sagen : Wir werden ungerecht behandelt : wir
werden nicht mit dem gleichen Maße gemessen wie die
Neichen, wie die oberen Zehntausend ; wir werden nichtmit dein gleichen Maße gemessen wie die Städter !

Ich will Ihnen einmal den Gedankengang eines Land¬
wirts in dieser Frage darlegen . Die Landwirte sagen
sich : Durch die Zusammenlegung der Kirchweihen soll es
uns unmöglich gemacht werden, unsere Verwandten und
Freunde bei ihrer Mrchweihfeier zu besuchen ; man hält
das für uns für wünschenswert oder notwendig im In¬
teresse unserer Gesundheit, Einfachheit und Mäßigkeit .Wie schön das doch von der hohen Regierung ist , daß sie
so treu für uns sorgt (Heiterkeit) , daß sie so fürsorglich
uns bemuttert , wir sind tief gerührt davon (Heiterkeit) .
Aber einiges können wir nicht recht begreifen, vielleicht
ist unser beschränkter Bauernverstand schuld daran , wir
können nämlich nicht recht begreifen , daß nian den Be¬
wohnern der Städte nicht ähnliche Schutzmaßregeln bietet
wie uns , iin Interesse ihrer Gesundheit , ihrer Einfachheit
und ihrer Mäßigkeit . Oder sollte es etwa dort nicht
notwendig sein ? Sind vielleicht die Städter an sich schon
bessere Menschen als wir ? In einer Stadt gestattet man
innerhalb zweier Monate 26 und mehr Maskenbälle. Es
soll ja recht toll dabei hergehm (Heiterkeit und Oho !) . Nach
den Zeitungsberichten sollen Sachen dabei passieren, von
denen wir Bauern keine Ahnung haben (Heiterkeit) . 26
Maskenbälle innerhalb zweier Monate ! Und wir Bauern
haben eine Kirchweihe im ganzen langen Jahre ! Gegen
jene 26 Maskenbälle hat man keine Einwendung : aber
die ein e Kirchweihe will man uns nehmen. Warum
wird denn mit so verschiedenem Maß gemessen ? Gebt
uns doch einmal Antwort darauf ! Warum werden wir
nicht vollständig gleich mit den Städtern behandelt ? Gebt
uns Rechenschaft darüber , auch ihr Herren vom Karls¬
ruher Rondell , die wir dorthin geschickt haben ! Wir
danken für die ewige Bemutterung ! Wir verlangen
gleiches Recht mit den Städtern ! Wir sind diejenigen,
die am schwersten arbeiten jahraus jahrein . Wir haben
auch ein Recht auf eine gewisse Lebensfreude, wir haben
auch ein Recht aus ein wenig Sonnenschein und einen
Streifen blauen Himmels ! Das sind die Gedanken¬
gänge unserer Landwirte über die Kirchweihfrage.

Behandeln wir die Landwirte vom gleichen Standpunkt
aus wie die Städter und umgekehrt, treiben wir nicht zuviel Reglementierung , am allerwenigsten da, wo es sich
mn ein Volksfest handelt , und zumal um das älteste und
populärste Volksfest . Was wir aber auch tun und wo
wir einschränkend wirken mögen, lassen wir unter allen

*

Umständen unseren Bauern ihre „Kerwe" ! (Beifall auf
verschiedenen Seiten des Hauses .)

Abg . Neuwirth (natl .) : Das Verhältnis
zwischen Stadt und Land hat in den letzten 30
Jahren bezüglich der Steuerkraft nicht allein im Groß¬
herzogtum Baden sondern im ganzen deutschen Reich
eine gewaltige Verschiebung erfahren . Das Steuerkapital
ist durch das Aufblühen der Industrie mächtig heran¬
gewachsen, während auf dem platten Lande ein steter
Rückgang nicht allein im Steuerkapital , sondern auch
an Seelenzahl zu verzeichnen ist . Hatte man doch in
früheren Zeiten in kleineren Städtchen und auch Dörfern
blühende Gewerbe wie Bierbrauereien , Gerbereien,
Färbereien , Seifensiedereien usw . , sie alle prosperierten
vorzüglich , das Handwerk stand , wie das Sprichwort
sagt, auf goldenem Boden . Die heutigen Verhältnisse
sind andere geworden, all die blühenden Platzgeschäfte
sind verschwunden, mit ihnen aber auch die Steuerkraft ,
sie sind ein Opfer der Großindustrie und des Groß¬
kapitals geworden. Man sinnt ja ständig auf Mittel
und Wege , diesem Kleingewerbe , den Platzgeschäften,
wieder aufzuhelfen, sie sind aber bis jetzt nicht gefunden
und wir werden sie auch nicht mehr finden. Mit der
progressiven Veranlagung der Malz st euer hatte man
geglaubt, dem Kleinbrauer zu helfen ; auch dies ist ver¬
gebens, aus den Statistischen Mitteilungen ersehen wir ,
daß die Zahl der Kleinbrauer ständig im Rückgang
begriffen ist ; und ich bin der Ansicht, wenn wir den
Kleinbrauern die Malzsteuer ganz schenken bezw . den Aus¬
fall auf die Großbrauer übertragen , daß die Geschäfte
doch nicht mehr aufkommen können . Das Gleiche ist bei
unseren Kleinmüllern der Fall , wir können dem
Staat durch eine erhöhte Umsatzsteuer der Großmühlen
Einnahmen verschaffen , aber leider dem Kleinmüller in
seiner verzweifelten Lage nicht aufhelfen.

Bei der großen Verschiebung der Steuerkräfte zwischen
Stadt und Land hat gerade das Großh . Ministerium
des Innern das größte Interesse daran , hierin aus¬
gleichend zu wirken , in dem Sinne , daß jeweils aus¬
reichende Mittel im Etat eingestellt werden, um bedürftige
Gemeinden , welche vor dringenden Unternehmungen
stehen, ihnen finanziell aber nicht gewachsen sind, zu
unterstützen . Stadt und Land sind mit Hunderten
von Fäden verbunden und verwachsen , ich kann mich
hier kurz fassen , wenn ich sage : Wir sind aufein¬
ander angewiesen und wir brauchen einander . Das
Elementarunterrichtsgesetz stellt an die Land¬
gemeinden, abgesehen von den erweiterten Unterrichts¬
stunden, infolge der nötigen Beschaffung neuer Schul¬
räumlichkeiten schwere Opfer . Gemeinnützige Unterneh¬
mungen, wie Wasserleitungen, Unterhaltung und Neubauten
von Kreis- und Gemeindewegen, Feldbereinigungsanlagen ,
auch diese dürfen nicht vernachlässigt werden, wenn nicht
der Wohlstand noch mehr zurückgehen soll .

Wenn ich mir die Summen , welche dem Ministerium
des Innern für die vielen Zweige der öffentlichen Wohl¬
fahrt zugewiesen sind , zusammenstelle, so muß ich sagen :
Das Ministerium des Innern ist gm kärg¬
lichsten ausgestattet gegenüber den anderen Ressorts.
Auch ein Vergleich mit dem Budget anderer Länder
gleicher Größe beweist uns , daß die Mittel , welche in
unserem Etat für dieses Ressort eingestellt sind , zu nieder
sind , wenn den Anforderungen einigermaßen entsprochen
werden soll. Wir finden im Budget für Wasserver¬
sorgung eine Summe im Betrag von 350 000 M-
eingestellt . Ich selbst habe in meinem Wahlbezirk eine
kleine Gemeinde, Adersbach , welches sehr hoch gelegen
ist, wodurch unhaltbare Zustände in der Wasserversor-



gung eingetreten sind . Die Gemeinde hat sich ent¬
schlossen , eine Wasserleitung zu bauen mit einem Kosten¬
überschlag von etwa 45 000 M . Das Werk ist seiteinem Monat fertig dem Betrieb übergeben. Es ist dies
eine Musteranlage , wie wir sie in Süddeutschland noch
nicht haben, und sie kann als wohlgelungen bezeichnetwerden . 5 Widder heben das Wasser auf eine beträcht¬
liche Bergeshöhe. Meine eigene Gemeinde hat den Aders¬
bachern Bewohnern das überschüssige Gefall der eigenen
Leitung zur Verfügung gestellt, um auf diese Weise durchWidderbetrieb das Wasser heben zu können . Die kleine
Gemeinde ist deni Bauaufwand und der Unterhaltung des
kompliziertenBetriebs nicht gewachsen und einer Beihilfe
sehr bedürftig . Sie hat sich auch darum beworben und
es ist ihr der Bescheid zugegangen, daß sämtliche im
Budget für diesen Zweck eingestellten Mittel schon längst
vergriffen seien; man hat die Gemeinde bis zur nächsten
Budgetperiode vertröstet. Ich befürchte , daß, wenn man
jetzt schon auf die nächste Budgetperiode verweisen muß,
sich eine Anforderungssumme zusammenhäuft , welche dort
auch nicht wieder gedeckt werden kann . Der einzige
Weg wäre, in diesem Fall durch eine Nachtragsforde¬
rung den bedürftigen Gemeinden entgegen zu kommen
und sie nicht auf so lange Zeit zu vertrösten.

Mit dem Bau von Kreis - und Gemeindewegen
geht es in unserem Lande nicht mehr vorwärts . Die
notwendigsten Verbindungswege zwischen den einzelnen
Ortschaften und Höfen bleiben in Anbetracht des zu
hohen Beitrages , welchen man von den Gemeinden ver¬
langt , liegen . Die Kreise sind ja stets bereit, Vz des Auf¬wandes für Kreiswege zu übernehmen . Das gleiche dürfte/
auch der Staat tun, sovaß den Gemeinden nur das letzteDrittel zu decken verbleibt. Auf diese Weise könnte auch
hier dem dringenden Bedürfnis abgeholfen werden.

Auch für Feldbereiuigung mit Güterzusammen¬
legung sollten mehr Mittel im Budget vorgesehen sein,als dies tatsächlich der Fall ist . Die Leutenot zwingtuns Landwirte zur maschinellen Betriebsweise ; diesekann aber mit Erfolg nur durchgeführt werden, wenn
die kleinen Parzellen vereinigt und praktische Wegnetzeangelegt werden. In anderen Staaten wie im Groß¬herzogtum Hessen ist man den unternehmenden Ge¬meinden finanziell sehr entgegengekommen (Abg. Frü -
hauf : Anlehenspolitik !) , man erkennt die Tragweite
solcher Unternehmungen ; sie sind ja grundlegend für
unsere zukünftige wirtschaftliche Betriebseinrichtung (Bei¬
fall) . Die neuangelegten Feldwege sind so vorzüglich
geeignet für Anlagen von Obstbäumen , daß aus diese
Weise auch der Obstbau gehoben werden kann.

Eine absolute Notwendigkeit für unsere Vieh¬
sucht ist die Schaffung eines Reichs - Viehver -
zicherungsgesetzes gegen Tuberkulose , und ich kann
auch bei dieser Gelegenheit unsere Großh . Regierung nur
dringend bitten , im Bundesrat dahin zu wirken,daß dieses von uns so lang erstrebte Gesetz endlicheinmal zustande kommt . Was nützen bei dem in gegen¬wärtiger Zeit ausgedehnten Viehandel polizeiliche Vor¬
kehrungen des einzelnen Staates , wenn nicht reichs¬
gesetzliche Maßregeln geschaffen werden, welche uns vorder Einführung von krankem Vieh schützen? Dann
werden auch unsere Rindviehversicherungen besser wirt¬
schaften können , als dies bisher der Fall war .

Dem, was mein Herr Vorredner über die Zusammen -
legung der Kirchweihe gesagt hat , kann ich mich nur
anschließen . Die in verschiedenen Bezirken vorgenommene
Zusammenlegung hat unter der Mehrheit der Bewohner

Nemmtwortkch für den Bericht üb« die « « Han
Druck und Berlai der S . vraunsch «

die größte Unzufriedenheit hervorgerufen . Man ist all¬
gemein entrüstet über ein solches Vorgehen, nicht alleindie Gastwirte auch die kleinen Geschäftsleute sind da¬
durch schwer geschädigt. Wenn der Vetter mit der Bahneinmal seine Anverwandten im Nachbardorf besuchenwill, so geschieht das gewöhnlich zurzeit der Kirchweihe,was kann denn dabei Schlimmes passieren ? Lasse man
doch die ländliche Bevölkerung dieses alte Fest der Kirch¬
weihe an den von früheren Zeiten her hiezu bestimmtenSonntagen feiern ! Es sind jetzt 50 oder 60 Jahre her,als durch Erlaß des hohen Ministeriums sämtliche Kirch¬
weihen auf den 3 . Sonntag im Oktober verlegt worden
sind, darüber entstand große Entrüstung unter der ländl .
Bevölkerung, sie haben Bittschriften eingereicht und sichnicht beruhigen lassen , bis man ihnen wieder das Recht
zugestanden hat, ihr Kirchweihfest an dem Sonntag zufeiern , wie dies von altersher Sitte war . Nichts Neuesunter der Sonne !

Ich bin nun zu Ende mit all meinen Wünschen und
Anträgen . Ein ländl. Vertreter hat ja deren immer soviele, es ist dies aber gewiß kein schlechtes Zeichen , viel¬
mehr ein Beweis, daß das Landvolk treues und festesVertrauen zu seiner Regierung hat und die Ueberzeugung,daß berechtigte Wünsche auch Entgegenkommen an maß¬gebender Stelle finden werden .

Hierauf wird abgebrochen .

Nach einer Berichtigung eines Druckfehlers im Kom¬
missionsbericht durch den Berichterstatter Abg . Kopfwird die Sitzung 8 Uhr 20 Minuten geschloffen .

* Karlsruhe, 18. Februar . 34 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Donners
tag den 20 . Februar 1908 , vormittags 9 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben Sodann
Beratung des Berichts der Budgetkommission über das Bud¬

get des Großh . Ministeriums des Innern für die Jahre 1908und 1909 , Ausgabe Titel I bis VII , IX bis XI , XX undXXI , sowie Einnahme Titel I , II und X — DrucksacheRr . 12 — . Berichterstatter : Abg. Kopf ,
und damit in Verbindung , und zwar bei Beratung von Ti¬tel IX : Begründungund Beantwortung der Interpellation der

Abgg. Banschbach und Gen. , betreffend die Warenhaussteuer— Drucksache Nr. 34 —. (Fortsetzung .)

* Karlsruhe, 17 . Februar . 7 . öffentliche Sitzung der
Ersten Kammer . Tagesordnung auf Freitag,den 21 . Februar 1908 , vormittags 10 Uhr :

1 . Bekanntgabe neuer Einläufe.
2 . Beratung der (gedruckten) Berichte der Budgetkommissionüber das Budget

a . des Großh . Staatsministeriums und
d . des Großh . Ministeriums des Großh . Hauses und der

auswärtigen Angelegenheiten für die Jahre 1908 und1909. ( Z .No . 152 u . 153.) . Berichterstatter: StaatsratGlöckner .
3. Beratung der mündlichen Berichte der Petitionskommis¬sion über die Bitte

a . des Untererhebers Wilhelm Heck in Durmersheim umetatsmähige Anstellung und
b. des früheren Bauunternehmers Karl Ehregott Rötzgerin Stuttgart um Entschädigung von 30 000 M . für diebeim Bau der Eisenbahnlinie Wolfach—Schiltach er¬littenen Verluste . Berichterstatter : Freiherr vonR ü d t.

mgrn der Zweiten Kammer: vr . Ott« Mailt .
Hofbuchdrackeret ««» « in
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